
        
            
                
            
        

    
Editorial

Liebe LeserIn,

gegenwärtig sind nach Deutschland kommende Flüchtlinge das Hauptthema in den Medien. Wenn sich aber der Klimawandel weiter beschleunigt – und alles deutet darauf hin, dann sind die Kriegsflüchtlinge nur der erste Anfang. Nach dem aus ökologischer Sicht unbefriedigenden Ergebnis der Woche der Zukunft und des Bielefelder Parteitages DER LINKEN hat wenigstens die von der RLS und der Bundestagsfraktion veranstaltete Konferenz „Auf der Flucht vor humanitären Krisen“ das Thema aufgegriffen. Papst Franziskus (Titelbild) ist in seiner Enzyklika „Laudato si“ mit den Anforderungen an den – wie DIE LINKE es nennt – sozial-ökologischen Umbau schon weiter.

Um die ökologischen Zukunftsfragen zu thematisieren, werden wir im November eine Konferenz mit dem Thema „Kapital zerstört Mensch und Natur“ durchführen und haben bei der dritten Sitzung des Koordinierungsrates die Konturen einer zukünftigen Gesellschaft diskutiert. Entscheidend und weitgehend ungelöst ist vor allem die Frage, wie wir vom hier und jetzt zu einer erstrebenswerten Zukunft kommen. Hajü Schulze verwies bei der Koordinierungsrat-Sitzung in seiner Replik auf Bruno Kerns elf Thesen: „Ökosozialismus oder Barbarei“ (s. http://www.oekologische-plattform. de/?p=105719) in diesem Zusammenhang auf das Projekt „Moderner Sozialismus“ aus der Wendezeit der DDR. Mit Bezug auf Rainer Land hinterfragt er die Möglichkeit eines evolutionären Überganges zum Sozialismus. 

Klar ist, dass sich die Keime von etwas Neuem immer im schon Vorhandenen (d.h. im Alten) bilden. Diese – auch im Kleinen – zu erkennen und zu fördern wäre eine Aufgabe für DIE LINKE. Ansätze bieten die Beiträge zur „Futterkiste“ und „Wurmpalast“ – auch wenn sie nicht primär auf die Veränderung der Gesellschaft zielen sowie die Beispiele im Interview mit Fabian Scheidler. Die Beispiele zeigen aber auch die Grenzen von politischen Parteien, die nicht willens oder in der Lage sind, diese kleinen Keime wahrzunehmen. Das bleibt einzelnen oder kleinen Gruppen überlassen.

Es lohnt, die Entwicklung des Verhältnisses zwischen Mensch und Natur zu studieren und zu sehen, wohin sich dieses entwickelt: „Selbst eine ganze Gesellschaft, eine Nation, ja alle gleichzeitigen Gesellschaften zusammengenommen, sind nicht Eigentümer der Erde. Sie sind nur ihre Besitzer, ihre Nutznießer, und haben sie als boni patres familias den nachfolgenden Generationen verbessert zu hinterlassen.“ Diese Sätze sind der „Chrestomathie – Karl Marx und Friedrich Engels über das Verhältnis von Natur und Gesellschaft“ von Horst Paucke entnommen, deren Vorwort wir hier abdrucken. Wir sehen in dem Vorwort, wie Menschen in der DDR trotz der ideologischen Borniertheit versucht haben, die gesellschaftliche Praxis ökologischer, zukunftsfähig zu gestalten – aber auch ihr Scheitern, nicht zuletzt an der Ignoranz des Marx'schen Erbes.

Doch dieser Text wirft auch andere, grundsätzlichere Fragen auf: Weltweit drohen Ressourcenerschöpfung und -übernutzung – wie in der DDR. Gibt es möglicherweise Lehren aus der ökologisch verfehlten Wirtschaftspolitik der DDR? Wenn ja, welche? Kann angesichts zu erwartender enger werdender Ressourcenverfügbarkeit das linke(!) soziale Ziel globaler Gerechtigkeit erreicht werden? Wenn ja, wie? Ist Kuba ein Beispiel? Bei der Energiewende setzt Deutschland – im Gegensatz zu Kuba – auf den Markt. Doch selbst dieser wird durch staatliche Eingriffe zugunsten der Stromkonzerne verzerrt.

Die klare Bevorzugung des motorisierten Individualverkehrs, die sich in der Förderung von (umweltschädlichen!) Elektroautos ausdrückt und den Fußgängerverkehr ignoriert ist ein weiteres Beispiel für staatliches Handeln, das den Konzernen dient – auf Kosten einer lebenswerten Umwelt.

 

Die Redaktion


In eigener Sache

Bericht vom Koordinierungsrat 

Götz Brandt

Wie stellen wir uns die zukünftige Gesellschaft vor?

Der Koordinierungsrat der Ökologischen Plattform hat auf seiner Sitzung am 19.9.2015 als Haupttagesordnungspunkt das Thema Gestaltung einer öko-sozialistischen Gesellschaft behandelt. Zur Vorbereitung hatte der Sprecherrat Bruno Kern von der „Initiative Ökosozialismus“ gebeten, Thesen zu verfassen: „Ökosozialismus oder Barbarei“ (veröffentlicht in der „Tarantel“ Nr. 68, S.15). Weiterhin standen zur Diskussion die Ausarbeitungen von Hansjürgen Schulze von der ÖPL Schleswig-Holstein: „Was ist grüner Sozialismus“ (siehe https://www.oekologische-plattform.de/?p=95938) sowie eine Replik auf die Thesen von Bruno Kern „Ökosozialismus fördert Barbarei“, die den Mitgliedern des KORATes per e-Mail bekannt wurden. Somit war die Diskussion gut vorbereitet.

Die Moderationsschwerpunkte wurden von Götz Brandt umrissen: Charakteristik und Kritik der bestehenden Gesellschaftsordnung, konkrete Alternativen und Wege, wie diese zu erreichen wären. Es gab eine lebhafte Diskussion, an der sich alle Tagungsteilnehmer beteiligten.

Ausgangspunkt der Diskussion waren die Beschlüsse des Erfurter Parteiprogramms von 2011. In diesem wird eine „andere Wirtschats- und Gesellschaftsordnung, der demokratische Sozialismus“  mit „Unterordnung der Wirtschaft unter die solidarische Entwicklung und den Erhalt der Natur“  gefordert. Das soll erreicht werden durch einen sozial-ökologischen Umbau in Richtung eines nachhaltigen, ressourcensparenden und umweltbewahrenden Wirtschaftens und Lebens“ mittels einer „regulierten, nachhaltigen Entwicklung in Verbindung mit mehr Gerechtigkeit“. Eine „wesentliche Querschnittsaufgabe muss deshalb in allen Politikbereichen der sozial-ökologische Umbau in Deutschland und Europa“ sein. „Die Herausbildung einer mit der Umwelt verträglichen Lebensweise“ ist deshalb notwendig. Festgestellt wird im Programm auch, dass „der Kapitalismus zu gewaltigen ökologischen Schäden Führt“ und „die grosse Herausforderung zu Beginn des 21, Jahrhunderts der Klimawandel ist“. Diese Programmforderungen kann jeder Ökosozialist mittragen. Sie sind Grundlage der Arbeit der Ökologischen Plattform.

Auch der Weg zu diesen Zielen ist klar vorgezeichnet: Wir müssen unsere Wirtschaft so einrichten, dass sie dem Menschen und nicht dem Profit dient. Deshalb müssen strukturbestimmende Großbetriebe  in gesellschaftliche Eigentumsstrukturen überführt werden, das Banken- und Finanzsystem gehört dauerhaft unter gesellschaftliche Kontrolle, alle Betriebe der Daseinsvorsorge gehören in kommunale Hand. Das ist der Weg, den das Parteiprogramm vorzeichnet: Abschaffung der kapitalistischen Wirtschaftsweise.

Die Tagungsteilnehmer waren sich einig in der Einschätzung, dass die gegenwärtige recht einseitige Ausrichtung der Politik der LINKEN auf die sozialen Probleme und die Vernachlässigung der ökologischen Probleme weder den Erfordernissen unserer Zeit entspricht noch mit dem Parteiprogramm konform geht. Der gesellschaftliche Hauptwiderspruch zwischen Kapital und Arbeit ist schon seit einigen Jahrzehnten durch den Hauptwiderspruch zwischen Kapital und Natur überlagert worden, wobei der Mensch dabei zur Natur gezählt wird. Im Mittelpunkt der Parteipolitik dürfen nicht allein die prekäre Beschäftigung, der Mindestlohn, das Streikrecht, die Steuergerechtigkeit, das Kindergeld usw. stehen. Es ist eben auch notwendig, die Verursacher des Klimawandels anzuprangern, die Vergiftung von Mensch und Natur durch die Produkte und Technologien der Industrie, den Artenschwund, die Entwaldung unseres Planeten, den Raubbau an Ressourcen usw. Die ökologische Plattform bemüht sich seit ihrer Gründung 1994, die LINKE auch zu einer ökologischen Partei zu machen, mit bisher geringem Erfolg.

Bei der Einschätzung der gegenwärtigen Wirtschaftsweise waren sich die Tagungsteilnehmer einig, dass sich die Lebensweise in den Industriestaaten auf die Verschwendung, die Schädigung und sogar die Vernichtung der Naturkräfte und Naturstoffe gründet. Ursache ist der profitorientierte und wachstumsfordernde Kapitalismus und Neoliberalismus. Das Kapital bleibt rücksichtslos gegen Mensch und Natur, wo es nicht durch die Gesellschaft zur Rücksicht gezwungen wird. Alle Versuche, einen gezähmten, grünen und sozialen Kapitalismus zu schaffen, sind bisher und werden auch in Zukunft vergeblich sein. Solange die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen noch anhält, solange wird auch die Ausbeutung der Natur durch den Menschen andauern. Obwohl sich der Kapitalismus bisher immer flexibel gezeigt hat, um Krisen zu überwinden, so wird er doch durch die Verknappung  und Erschöpfung der Rohstoffe und Energieträger an eine unüberwindliche Schranke stoßen, die das industrielle Wachstum einschränkt und zum Erliegen bringen wird. Kann die kapitalistische Produktion nicht mehr wachsen, dann kommt es zur Krise des Finanzsystems und der Krise des  kapitalistischen Wirtschaftssystems. In der Studie der Bundeswehr „Peak Oil. Sicherheitspolitische Implikationen knapper Ressourcen“ (2010) werden anhand der Erdölverknappung die Folgen für die Wirtschaft prognostiziert: Versorgungsengpässe führen zu binationalen Abkommen und Kriegen, der Markt versagt,  Engpässe bei existenziell notwendigen Gütern treten auf, Rückfall in die Planwirtschaft. Wirtschaftlicher Crash in einzelnen Staaten würde eine globale Kettenreaktion auslösen, es würde ein politische Legitimationskrise geben. Dieses Szenarium wird erwartet bei Verknappung nur eines einzigen, wenn  auch des wichtigsten Rohstoffes. 

Einig waren wir uns in der Diskussion, dass ein sog. „Null-Wachstum“ nicht ausreicht, um die Beanspruchung der Natur auf das erforderliche Maß zurückzufahren. Die industrielle Produktion in den entwickelten Industriestaaten muss schrumpfen. Nur dann können die Länder des Südens in ihrer Entwicklung globale Gerechtigkeit erlangen. Erstes Ziel muss die Rückkehr zum Produktionsvolumen von 1950 sein, d.h. etwa 20 % der Industrieproduktion von heute.

Ein weiteres Problem, das gegenwärtig bei den LINKEN wenig diskutiert wird, ist das stetige Wachstum der Weltbevölkerung. In Anbetracht der Tatsache, dass die Tragfähigkeit der Erde nur etwa 3 Mrd. Menschen beträgt und die Ernährung zukünftig 9 bis 10 Mrd. Menschen bei fortschreitender Übernutzung der endlichen natürlichen Ressourcen und zu erwartendem  Klimawandel nicht mehr gesichert werden kann, muss die humane ökonomisch geförderte Einschränkung der Geburtenrate auf die Tagesordnung der politischen Diskussion gesetzt werden.

Kontrovers wurde die zukünftige Versorgung mit erneuerbarer Energie diskutiert. Wegen der geringeren Energiedichte der erneuerbaren Energieträger kann  nur weniger Energie erzeugt werden als mit den fossilen Energieträgern derzeit. Es muss deshalb nicht nur über Effizienz im Energieverbrauch sondern auch über Suffizienz diskutiert werden. Die erneuerbare Energie kann nicht in allen Industrieprozessen das Erdöl und das Erdgas ersetzen (Stahl-, Aluminium-, Zementproduktion). Eine zukünftige ökologische Gesellschaft muss mit viel weniger Energie auskommen als die heutige.

Die ökologische Plattform muss eine Exit-Strategie des schrittweisen Ausstiegs aus der profitorientierten Produktion erarbeiten und kann sich dabei auf den von der Bundestagsfraktion erarbeiteten „Plan B“ stützen. Die Einführung von genossenschaftlich betriebenen Unternehmen, die sich einer ökologischen Produktion verschrieben haben, muss von der ökologischen Plattform unterstützt werden, denn eine lokale  und regionale, teilweise autarke Produktion von Nahrungsmitteln und Energie wird ein Bestandteil zukünftiger sozialistischer Produktion sein. Erst die Schaffung politischer und ökonomischer Rahmenbedingungen oder materielle Zwänge können ökologische Verhaltens- und Handlungsmuster auslösen. Eine Einschränkung des Konsums durch Appelle an einsichtige und noch nicht vollständig manipulierte Bürger wird nicht von Erfolg gekrönt sein. Die Umwälzung der Produktions- und gesellschaftlichen Verhältnisse  wird nur mit marktwirtschaftlichen Mitteln, verbunden mit der Änderung der Eigentumsverhältnisse und durch einen starken Staat erfolgen können. In Anbetracht der gegenwärtig schnell wachsenden katastrophalen Veränderungen in der Naturausnutzung und der Ausbeutung der Menschen ist eine schnelle Änderung der gegenwärtigen Verhältnisse notwendig.

Die Diskussion wird weiter geführt und am Ende soll ein neues Strategiepapier der Ökologischen Plattform vorliegen. 

 


Einladung zur Konferenz

Kapital zerstört Mensch und Natur 

Zeit:  21. November 2015; 10:00 bis 16:00 Uhr 

Ort:      Karl-Liebknecht-Haus; Rosa-Luxemburg-Saal, Kleine Alexanderstraße 28 10178 Berlin

Anfahrt: S-Bahn Alexanderplatz; 8 min Fußweg, U-Bahn Rosa-Luxemburg-Platz; 2 min Fußweg 

Referate

Wie und wann verändert sich die Erde durch den Klimawandel? Kann der Klimawandel noch verhindert werden?

Referent: Dr. Christopher Reyer vom Klimafolgenforschungsinstitut Potsdam

Welche Auswirkungen hat die Vergiftung der Bevölkerung durch Produkte und Technologien der Wirtschaft?

Referentin: MdB Karin Binder, Ernährungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE 

Mittagspause 30 Minuten 

Wie wollen wir leben?

Die Überwindung der vierfachen Entfremdung der Menschen im Kapitalismus als linkes politisches Ziel

Referent: Prof. Dr. Elmar Altvater, em. Professor für Politikwissenschaft am Otto-Suhr-Institut der FU Berlin

Abschlusspodium unter Leitung der Bundestagsabgeordneten Eva Bulling-Schröter  (MdB) 

Diskussion der TagungsteilnehmerInnen mit den Referenten  

Wir laden alle Mitglieder und Funktionäre der LINKEN, Landtagsabgeordnete, Mitglieder und Sympathisanten von NGOs, Mitglieder der IGs und AGs der LINKEN, umweltbewegte BürgerInnen. (Platz für etwa 50 Personen) herzlich ein. 

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei. Kosten für Anreise und evtl. Unterkunft, Imbiss, Getränke sind von den Teilnehmer und Teilnehmerinnen selbst zu tragen. 

Anmeldungen und Anfragen an: info@oekologische-plattform.de 

Die Referate werden in einer Broschüre veröffentlicht. 


Aus den Ländern

Öko-logisch – die Futterkiste

Karsten Färber

Die Verbraucher_innen-Erzeuger_innen-Gemeinschaft (VEG) „Futterkiste“ wurde 1999 in Goslar gegründet. Diese Genossenschaft ist eine Einkaufsgemeinschaft für ökologisch erzeugte Lebensmittel vorwiegend aus der Region. Gemüse, Obst, Saft, Honig, Brot, Käse, Eier, Fleisch werden direkt vom Erzeuger gekauft und an die Mitglieder der VEG weiterverkauft. Der direkte Kontakt zwischen Verbraucher_innen und Erzeuger_innen fördert die Transparenz und das Vertrauen. Lebensmittel wie z.B. Nudeln und Reis, die nicht aus der Region erhältlich sind, werden über den Naturkostgroßhandel besorgt. Auch fair gehandelte Produkte wie Kaffee und Kakao werden in der Futterkiste verkauft.

Den Apfelsaft von den eigenen Obstbäumen mosten wir selbst in einer kleinen Mosterei einer Kooperative in der Region.

Die Futterkiste ist nicht gewinnorientiert. Jedes Mitglied leistet seinen Arbeitsbeitrag in verschiedenen Arbeitsbereichen. Einmal wöchentlich treffen wir uns zum Verkauf in einer Scheune auf einem Bauernhof.

Die Futterkiste ist nicht nur ökologisch, sondern auch sozial. Die Erzeuger_innen erhalten einen fairen Preis für ihre Produkte und die Mitglieder können kostengünstig einkaufen. Die VEG ist ein Gegenentwurf zum Supermarkt. Durch die Direktvermarktung entfällt der Zwischenhandel und damit der Gewinn für EDEKA, REWE und Co. Die Arbeit des Handels wird durch die Mitglieder selbst übernommen. Diese Selbstorganisation der Arbeit ist eine Vorstufe der „freien Assoziation“ der Menschen.

Wenn DIE LINKE dazu beitragen möchte, dass sich die Lebensweise der Menschen sozial und ökologisch verändert, dann sollten Linke auch solche Food Coops gründen. Denn auch im Schoß des Kapitalismus können sich sozialistische Blüten bilden, die dann im Sozialismus zur Reife kommen können.


Gesellschaftsperspektive

Biomüllverwertung und kommunale Bodenverbesserung durch*Regenwürmer und Wurmhumus 

Dr. rer. nat. Kai Behncke 

Im August 2015 startete das bundesweit angelegte, ehrenamtliche und unkommerzielle Projekt Wurmpalast.de.

Das Ziel des Projektes ist es, durch Bioabfallverwertung (als Regenwurmfutter) einen umweltfreundlichen Bodendünger zu gewinnen, welcher signifikant und nachhaltig zu einer Bodenverbesserung beiträgt. Mittels dieses Projektes sollen entsprechende (wissenschaftliche) Fakten vermittelt werden. Durch das Projekt soll diese einfache Möglichkeit der Bodenaufwertung medial hervorgehoben und BürgerInnen/Landwirte/Institutionen/Kommunen/Verbände etc. animiert werden, sich in diesem Sinne für den Boden- und Umweltschutz zu engagieren.

Nach einer aktuellen Studie des WWF werden allein in Deutschland pro Jahr 18,4 Millionen Tonnen Lebensmittel weggeworfen. Anders formuliert: Pro Sekunde landen in Deutschland 313 Kilo Lebensmittel im Müll. 

Gleichzeitig degradieren weltweit Böden, das heißt: Vielerorts verschlechtert sich die Bodenqualität immens. Durch Bodendegradation tritt jährlich etwa ein Verlust von 24 Billionen Tonnen an Oberflächenboden auf, dies entspricht in etwa der Fläche der Schweiz. Boden ist eines der wertvollsten Güter überhaupt. Als Wuchs- und Standort stellt er die Grundlage für vielfältige Nahrungsketten dar und ist somit die Lebensgrundlage aller Lebewesen auf der Erde. 

Ein individuell nicht unwesentlicher Beitrag zur Milderung des Problems kann durch das Anlegen von „Regenwurmfarmen“ bzw. „Wurmkisten“ geleistet werden, im Prinzip also durch die Züchtung von Regenwürmern. Das, was auf den ersten Eindruck vielleicht etwas „spinnert- ungewöhnlich“ klingt, ist alles andere als das. Die wissenschaftlich "harten Fakten" sind leicht zu belegen (siehe dazu die Quellenangaben der Texte auf http://wurmpalast.de).

Der entstehende Biomüll wird einfach an Regenwürmer verfüttert. Deren Ausscheidungen (im Folgenden "Wurmhumus" genannt) stellen einen hervorragenden natürlichen Pflanzendünger dar. Der Dünger wird einfach in die ersten zwanzig Zentimeter des Oberbodens (im Garten, auf einem Acker etc.) eingegraben. Eine Einarbeitung dieses leicht produzierbaren Düngers führt dazu, dass eine erhöhte Anzahl von Ton-Humus-Komplexen und stabilen Krümelaggregaten in den Boden eingebunden wird. Dadurch wird eine gute Nährstoffspeicherung (und Nährstoffversorgung) gewährleistet. Durch die Bindung der positiv geladenen Nährstoff-Ionen innerhalb der Ton-Humus-Verbindungen können die für die Pflanze wichtigen Stoffe schwerlich durch Regen in tiefere Bodenschichten ausgewaschen werden. Sie werden von der Pflanze gelöst und aufgenommen. Dieses bietet gleichzeitig einen Grundwasserschutz, da Nitrate nicht mehr so leicht einsickern können.

Die Ausscheidungen von Regenwürmern sind in der Regel reich an Phosphor, Kalzium und Magnesium. Zudem weist Wurmhumus eine Vielzahl von Enzymen und Mikroorganismen auf. Es sind insbesondere auch die überdurchschnittlich vielen Kleinstlebewesen, die Wurmhumus so wertvoll machen. Wurmhumus beinhaltet einen hohen Anteil an Humin- und Fulvosäuren sowie große Mengen des Bakteriums "Pseudomonas fluorescens" (hilfreich gegen Pilzkrankheiten des Bodens). Darüber hinaus kann Wurmhumus, in einer Zucht produziert, eine beträchtliche Menge an Wurmkokons enthalten. Auch diese dienen einer besonderen Aufwertung des Bodens.

Auf der Seite http://wurmpalast.de finden Bürgerinnen und Bürger vielfältige Informationen zur Erstellung von Wurmhumus. Zudem ist auf der Seite eine interaktive Karte vorhandener Wurmzuchten sowie ein Forum integriert. Mitmachen ist ausdrücklich erwünscht.


		Zu Leben und Werk von Horst Paucke (1934-1996) 

	Hermann Behrens und Jens Hoffmann 













Vor 32 Jahren erschien in Herausgeberschaft des Zentrums für Umweltgestaltung der DDR (ZUG), das 1982 gegründet worden war und seinen Hauptsitz in Berlin-Schöneweide hatte1

, eine „Sonderinformation“ der Reihe „Umweltinform“. Darin fand sich zusammengestellt von Prof. Dr. Horst Paucke, damals als Forschungsgruppenleiter im Zentralinstitut für Philosophie der Akademie der Wissenschaften der DDR tätig, eine Auswahl (Chrestomathie) von Texten aus den Werken von Karl Marx und Friedrich Engels zu Fragen des Verhältnisses von Natur und Gesellschaft. Für die Chrestomathie hatte Paucke alle als „blaue Bände“ bekannten, vom Dietz-Verlag Berlin verlegten Werkausgaben von Marx und Engels durchgearbeitet.  

Die Chrestomathie wurde in der Reihe „Umweltinform“ des Zentrums für Umweltgestaltung2

 als „Sonderinformation“ im Heft 1 des 6. Jahrgangs (1983) veröffentlicht. Sie erschien 1983, im „Karl-Marx-Jahr“, das anlässlich des 100. Todestages des Philosophen in der DDR ausgerufen worden war, und ging dort damals laut Verteilerschlüssel allen Partei- und Staatsorganen zu. Sie sollte diese „dazu bewegen, die Mensch-Natur-Beziehungen in ihrem Denken und Handeln mehr zu berücksichtigen“ (Paucke 1994: 45) und — wie Marx und Engels — das Verhältnis zwischen Gesellschaft und Natur als untrennbare Einheit zu begreifen. Damit wollte Paucke auch der Ignoranz gegenüber der „Umweltfrage“ begegnen, die insbesondere das Politbüro und Zentralkomitee der SED kennzeichnete.  

Die Hoffnung auf eine „Ökologisierung“ der SED-Politik mit Hilfe der „Klassiker“ blieb indessen unerfüllt. 

_____________________

Horst Paucke wurde am 10. Mai 1934 in einfachen Verhältnissen in Breslau (heute Wrocław/Polen) geboren. Von 1940 bis zur Flucht aus Breslau im Januar 1945 besuchte er dort die Grundschule. Über Görlitz flüchtete er zusammen mit seiner Mutter und seinem Bruder zunächst nach Bautzen. Die Familie erreichte schließlich Querfurt, wo Verwandte lebten. Paucke besuchte in Querfurt die Grundschule, die 10-Klassenschule und für zwei Jahre die Musikfachschule.  

1952 begann er im staatlichen Forstwirtschaftsbetrieb Elbingerode im Harz eine Forstlehre, die er 1954 als Forstfacharbeiter abschloss. Nach der Lehre machte er das Abitur an der Arbeiter- und Bauernfakultät in Halle, die er von 1954 bis 1957 besuchte. Danach nahm er ein Studium der Forstwissenschaft und der Pädagogik an der Technischen Universität Dresden auf, das er 1962 erfolgreich zu Ende führte. Dem Studium folgte 1962 bis 1963 wiederum die forstliche Praxis als Betriebsassistent im staatlichen Forstwirtschaftsbetrieb Rostock in Rövershagen. 

Bevor ihn sein beruflicher Werdegang 1963 nach Berlin an die Akademie der Landwirtschaftswissenschaften führte, absolvierte er ein einjähriges Direktstudium im Fachgebiet Pflanzenphysiologie an der Universität Rostock. An der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften wirkte er insgesamt elf Jahre. Fünf Jahre arbeitete er in der Sektion Forstwesen als Assistent, Oberassistent und Geschäftsführer. 

1967 promovierte er mit einer Arbeit zur Verbreitung, zur ökonomischen Bedeutung und zu den Ursachen des Baumsterbens in der DDR. Bereits in dieser Zeit entstand sein Interesse an Problemen des Mensch-Natur-Verhältnisses, die seit den 1970er Jahren dann im Zentrum seiner wissenschaftlichen Arbeit stehen sollten. 1970 verteidigte Paucke an der Technischen Universität Dresden mit Erfolg seine Promotion B3

, in der er die Entwicklung der forstlichen Forschung in der DDR von 1951 bis 1970 bilanzierte.  

Seine frühe Neigung, sich umfassendes, disziplinübergreifendes Wissen anzueignen, kommt in seiner vierjährigen Tätigkeit als Leiter der Abteilung Wissenschaftsinformation an der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften zum Ausdruck, die er mit einem Spezialstudium Informatik an der Humboldt-Universität zu Berlin verband. Seit 1974 widmete er sich dann vorrangig der ganzen Breite der Probleme des Mensch-Natur-Verhältnisses. In diesem Jahr wechselte er zur Akademie der Wissenschaften der DDR (AdW) in die Forschungsstelle Umweltgestaltung. Dort arbeitete er in der Forschungsgruppe „Waldökosysteme“ und später, nach Auflösung der Forschungsstelle, bis 1980 im Institutsteil „Ökologisch-ökonomische Systeme“ des Instituts für Geographie und Geoökologie. In dieser Zeit zwischen 1974 und 1980 setzte er sich intensiv mit globalen Entwicklungsproblemen und mit den Weltmodellen auseinander, die vornehmlich über den Club of Rome erarbeitet wurden. 

_____________________

Horst Paucke entwickelte eine besondere Affinität zu philosophischen, ökonomischen und soziologischen Fragen des Verhältnisses zwischen Mensch und Natur. Von 1980 bis 1983 war er Forschungsgruppenleiter im Zentralinstitut für Philosophie, dann schließlich seit 1984 Professor für Ökologie und Leiter der Forschungsgruppe Sozioökologie im Institut für Soziologie und Sozialpolitik. Dort arbeitete er bis zur Abwicklung dieses Instituts im Jahre 1991. 

Bis dahin hatte er über 180 wissenschaftliche Arbeiten veröffentlicht, darunter sieben Bücher. Die Veröffentlichung von zwei weiteren Büchern, die 1986 erscheinen sollten, wurde verboten. Das von ihm allein verfasste Manuskript „Umwelt in Gefahr“ sollte eigentlich im URANIA-Verlag erscheinen. Die Veröffentlichung eines weiteren Buches unter dem Titel „Umwelt und Gesellschaft“, das er zusammen mit zwei weiteren Autoren verfasst hatte, war im Dietz-Verlag geplant. In beiden Büchern beschrieben Paucke bzw. die Mitautoren auf der Grundlage von Forschungsergebnissen der AdW und von UNO-Berichten die wichtigsten Umwelt- und Ressourcenprobleme und kennzeichneten sie als globale Probleme, zu deren Lösung die DDR beitragen müsste.4

  

Zu den Vorgängen um das Buch „Umwelt in Gefahr?“ findet sich im Nachlass, der im Studienarchiv Umweltgeschichte (StUG) des Institut für Umweltgeschichte und Regionalentwicklung e. V. (IUGR) aufbewahrt wird, ein umfangreicher Schriftwechsel, darunter ein Schreiben des URANIA-Verlages vom 4.12.1989 an Paucke — also bereits in der Zeit der „Wende“ in der DDR —, aus dem hervorgeht, warum das Buch nicht erscheinen durfte. Es heißt dort u. a.: 

„Im Januar 1986 erschien das Interview Erich Honeckers für die BRD-Zeitschrift ,Die Zeit‘. Darin kam unter anderem zum Ausdruck, daß wir keine Umweltprobleme haben. In der Folge setzte eine Rücknahme jeglicher kritischen Betrachtungsweise von Umweltfragen, auch im Ansatz, in der DDR ein. 

In der Leitung unseres Verlages wurde daraufhin noch im selben Monat geprüft, ob unter solch erschwerten Bedingungen Ihr Buch trotzdem erscheinen könne, weil es ja, wie die wissenschaftliche Aufarbeitung verlangte, auch Kritisches zur Situation der Umweltproblematik in der DDR enthielt, eine Darstellung, die wir durchaus als parteilich und dem wissenschaftlichen Forschungsstand entsprechend vertreten konnten. Nach dieser Beratung in der Leitung haben wir uns für den Weiterdruck entschieden. 

[...] als das ausgedruckte Buch vorlag, erreichte uns am 11.3.1986 ein Anruf der Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel beim Ministerium für Kultur, wonach in diesem Buch eine größere Anzahl von Aussagen der marxistisch-leninistischen Umweltpolitik unseres Staates widerspräche. Teilweise werde diese Politik entstellt [...]. 

Daraufhin haben wir die Quelle dieser Auffassungen zu ermitteln gesucht, da, wie Sie wissen, die erforderliche Begutachtung durch den Leiter des Zentrums für Umweltgestaltung [...] vorlag und alle Hinweise zwischen Gutachter, Autor und betreuendem Lektor ausdiskutiert und eingearbeitet worden waren. Als wir herausfanden, daß [das Zentrum für Umweltgestaltung] nicht mehr hinter dem Gutachten stand, bemühten wir uns um eine Aussprache, die in der Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel beim Ministerium für Kultur zustande kam. Herr [...] gab seine Zusage für weitere gutachterliche Zuarbeit, die aber nie erfolgte! Auch eine Zusammenarbeit mit dem Gen. [...] (Pressestelle des Zentrums) und der Kolln. [...] (Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel) brachte uns nicht weiter. Auf Anweisung des damaligen Leiters der Hauptverwaltung mußten wir den Auslieferungsstopp veranlassen. Diese Weisung basierte auf dem Veto des Umweltministers [...], dessen Ministerium sich inzwischen die Aushänger des Buches beschafft hatte. Wir besorgten uns die Ablichtung dieses Schreibens und die Stellungnahme, auf der dieser Brief basiert, leider ist diese von niemandem unterschrieben. Wir konnten nur annehmen, daß diese aus dem Zentrum für Umweltgestaltung stammt und auf einem Widerruf des [...] ausgefertigten Gutachtens basiert. 

Daraufhin forderten wir ebenfalls Aushängerexemplare von der Druckerei an und suchten mit [dem Zentrum für Umweltgestaltung] ins Gespräch zu kommen, um — auch durch eventuelle Überarbeitung einzelner Bogen — das Erscheinen Ihres Buches doch noch zu sichern. Gleichzeitig übergaben wir dem l. Vizepräsidenten der Gesellschaft URANIA [...] und dem zuständigen Abteilungsleiter im Zentralkomitee [...] Exemplare, um die Auslieferungsgenehmigung zu erhalten. 

Das Bemühen um die Rettung Ihres Buches scheiterte letztlich auch an der mangelnden Bereitwilligkeit des Zentrums für Umweltgestaltung [...], weitere Zuarbeiten zu leisten. Im März gelangten wir dann endlich in den Besitz der oben erwähnten schriftlich fixierten Einwände, die seinerzeit vom Lektor mit Ihnen durchgesprochen wurden. Auch Sie forderten in diesem Gespräch genaue Auskünfte vom Zentrum für Umweltgestaltung bzw. vom Ministerium für Umweltschutz — wie Sie selbst auch wissen: vergebens! Die letzte Auskunft von [dem Zentrum für Umweltgestaltung] lautete, er erledige nicht die Schularbeiten von Herrn Paucke. 

Wir als Verlag erhielten auf Weisung unseres stellvertretenden Kulturministers und Leiters der Hauptverwaltung den Auftrag, das Buch nicht zu vertreiben, da eine Ergänzung den Grundtenor Ihres Werkes nicht ändern würde. Eine der wesentlichen Argumentationen bestand darin, daß sich die imperialistischen Medien in ihrer Auseinandersetzung mit dem Sozialismus in der DDR der Umweltproblematik bedienten und aus diesem Grunde die hier vorliegende Konzeption des Buches nicht realisierbar sei “5

 

Das Schreiben schloss mit einer positiven, ja geradezu ermunternden Antwort auf Pauckes Frage, ob er das Werk in überarbeiteter Form nun doch noch veröffentlichen könne, woraufhin er sich nochmal an sein Manuskript setzte, das ihn bis dahin schon mehr als 10 Jahre beschäftigte! 

Ein halbes Jahr später kam indessen das endgültige Aus, nunmehr mit Argumenten, die Horst Paucke wohl unter allen möglichen zuallerletzt erwartet hatte und die ihn stark getroffen haben dürften: Als Hauptgrund gab der neue Lektor des Verlages an, dass es ein Sachbuch sei und dass 

„Satzbau, die starke Verwendung von Fachtermini sowie der dozierende und pädagogisierende Stil nicht den Leseerwartungen unserer Zielgruppe (entsprechen). Pars pro toto möge ein Satz aus dem Manuskript, Seite 9, stehen: ,Ein bestimmter Faktor allein kann innerhalb eines Gesamtgefüges zwar eine größere oder geringere Bedeutung erlangen, jedoch ist der Ursache-Wirkungs-Zusammenhang äußerst komplex. Denn eine Ursache kann mehrere Wirkungen und eine Wirkung mehrere Ursachen haben. 

An dieser Stelle erkennt man Logikschlüsse, die der Leser kaum nachvollziehen kann, die aber auch durch das Redigieren des Lektors nicht aufgefangen werden können, weil dies auf ein komplexes Umschreiben des Manuskriptes hinauslaufen würde.“6

  

Horst Paucke hatte die beanstandeten Formulierungen bewusst gewählt, um — wohl inspiriert durch ähnliche Aussagen von Karl Marx und Friedrich Engels — auf unbeabsichtigte ökologische Neben- und Fernwirkungen menschlicher Tätigkeit hinzuweisen und vor voreiligen Ursache-Wirkungs-Zuschreibungen zu warnen. Nun musste er miterleben, dass dialektisches Denken und Formulieren (scheinbar) auf den Müllhaufen der Geschichte geworfen wurden. 

Bereits 1985 musste Paucke erleben, dass die Veröffentlichung eines Aufsatzes, den er zusammen mit Prof. Dr. Hans Stubbe, einst Gründungspräsident der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften der DDR und international bekannter Genetiker, unter dem Titel „Gedanken zur Ökologie“ verfasst hatte und der eigentlich in der Wissenschafts-Zeitschrift „Spectrum“ erscheinen sollte, von der Leitung der Akademie der Wissenschaften verhindert wurde. In diesem Aufsatz hatten die beiden Autoren Stellung zu Problemen, Stand, Verantwortung, Ausrichtung und Profilierung der ökologischen Forschung in der DDR genommen.7

  

Die genannten Publikationsverbote setzten ihm jahrelang zu, mit zahlreichen Briefen und Eingaben versuchte er vergeblich, eine positive Wendung seines „Falles“ zu erreichen.

Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten versuchte Paucke, eine aktualisierte Fassung seines Buches „Umwelt in Gefahr?“ in Verlagen der „alten“ Bundesrepublik zu veröffentlichen, was ihm ebenfalls nicht gelang. Die letzten Bemühungen in diese Richtung datieren vom Februar 1991. 

_____________________

Horst Paucke gehörte im Dezember 1991 zu den Gründungsmitgliedern des IUGR e. V. Er übernahm den Vorsitz dieses gemeinnützigen Vereins, der sich u. a. der Aufarbeitung der Umweltgeschichte der DDR widmen wollte – eine Aufgabe, der sich insbesondere Paucke selbst intensiv annahm. 

Über Monate hinweg begab er sich in die Archivräume der Stiftung Archive der Parteien und Massenorganisationen der DDR (SAPMO) im Bundesarchiv und untersuchte den Stellenwert der „Umweltfrage“ in Unterlagen zu den Berichten des Zentralkomitees der SED an die jeweiligen Parteitage, in Direktiven, die von den Parteitagen zu den jeweiligen Fünfjahrplänen für die Entwicklung der Volkswirtschaft ergingen sowie in Unterlagen zu den Plenartagungen des ZK der SED, die zwischen den Parteitagen durchgeführt wurden. Seine Bilanz, die die Umweltignoranz der SED untermauerte, legte er 1994 vor.8

 

In seinem letzten Buch mit dem Titel „Ökologisches Erbe und Ökologische Hinterlassenschaft“ von 1996 arbeitete er intensiv die Ideengeschichte des Mensch-Natur-Verhältnisses von der Antike bis zur Neuzeit auf. In einem abschließenden Kapitel stellte er die Frage, wie die SED-Führung mit dem umging, was er „ökologisches Erbe“ der Menschheit nannte. Aus seiner Sicht schlug die SED-Führung dieses aus — auch mit ihrer Ignoranz gegenüber dem „Ökologischen Erbe“ von Karl Marx und Friedrich Engels. Dabei sah er durchaus die materielle Beschränktheit der DDR, in der an Ressourcen Not geherrscht habe und in der Folge Ressourcen-Selbstausbeutung und Überforderung wichtiger Stellgrößen des Naturraumpotentials an der Tagesordnung gewesen wären.9

 

Anfang 1994 erlebte er noch eine Würdigung seiner wissenschaftlichen Leistungen, als er im Rahmen des damaligen Wissenschaftler-Integrationsprogramms über einen Zeitvertrag an der FU Berlin, Forschungsstelle für Umweltpolitik, angestellt wurde. Dort lehrte und forschte er bis zu seinem Tod, der ihn während eines Urlaubs am 26.4.1996 viel zu früh ereilte, zur Geschichte der Umweltpolitik in der DDR. 

_____________________

Horst Pauckes wissenschaftlicher Nachlass befindet sich heute im Studienarchiv Umweltgeschichte des Instituts für Umweltgeschichte und Regionalentwicklung e. V., dem er bis zu seinem Tod vorstand. Der Nachlass ist unter der Internetadresse www.iugr.net über die Signatur StUG 003 recherchierbar. Er enthält neben Zeugnissen seines Werdegangs und seiner Tätigkeit in zahlreichen wissenschaftlichen Gremien und neben den Vorarbeiten zu der „Chrestomathie“ die Rohfassungen und Manuskripte sowie Belegexemplare aller seiner Veröffentlichungen. Darunter sind die Manuskripte der verbotenen Bücher sowie des genannten verbotenen Aufsatzes und das einzige gedruckte Exemplar seines Buches „Umwelt in Gefahr“. 

Sein letztes, bereits erwähntes Buch „Ökologisches Erbe und Ökologische Hinterlassenschaft“ erschien kurz nach seinem Tod, am 10. Mai 1996 — an dem Tag, an dem er 62 Jahre alt geworden wäre — im Verlag des Bundes demokratischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Marburg. 

_____________________

Seine „Chrestomathie – Karl Marx und Friedrich Engels über das Verhältnis von Natur und Gesellschaft“ findet sich in nur zwei öffentlichen Bibliotheken, in der Sächsischen Landesbibliothek und in der Bibliothek der Friedrich-Ebert-Stiftung. Daher soll die Neuveröffentlichung in STANDPUNKTE Nr. 810

 — basierend auf den Unterlagen im wissenschaftlichen Nachlass und orientiert an der vom Zentrum für Umweltgestaltung 1983 veröffentlichten Fassung, die nur einen auf Funktionäre begrenzten Leserkreis erreichte —, dazu beitragen, der interessierten Öffentlichkeit den bemerkenswerten Entstehungszusammenhang der Broschüre und diese selbst zugänglich zu machen.  

Ein Verzeichnis der Veröffentlichungen Horst Pauckes findet sich am Ende der erwänten STANDPUNKTE Nr. 8.

 

Liebe ökologische Linke aus Niedersachsen, 

der Sprecherrat der ÖP Niedersachsen möchte Kontakt zu allen Mitgliedern der ÖP aufnehmen. Daher bitte ich euch, eure aktuellen E-Mail-Adressen an karsten.faerber@kabelmail.de zu schicken.

Mit ökosozialistischen Grüßen

Karsten Färber, Sprecher ÖP Niedersachsen
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Die globale Ordnung zerbricht

Warum schreitet die ökologische Zerstörung des Planeten trotz unzähliger Klimagipfel ungebremst voran? Warum hungern mehr Menschen als je zuvor auf der Erde, obwohl noch nie so ungeheure Reichtümer angehäuft wurden wie heute? Warum erweisen sich die globalen Eliten als unfähig, die Richtung zu ändern, obwohl ihr Kurs in einen planetaren Crash führt? Antworten auf diese Fragen liefert der Berliner Autor und Journalist Fabian Scheidler in seinem soeben erschienenen Buch, in dem er die Wurzeln jener Zerstörungskräfte freilegt, die heute die menschliche Zukunft infrage stellen. Jens Wernicke sprach mit ihm über das „Ende der Megamaschine“ und über Möglichkeiten, gemeinsam einen Ausgang aus der gefühlten Ohnmacht zu finden.

Herr Scheidler, Sie gehen in Ihrem aktuellen Buch11

 der Frage nach, was die Wurzeln der sozialen, ökonomischen und ökologischen Krisen sind, die wir derzeit erleben. Dazu bürsten Sie einen Großteil der modernen Geschichte gegen den Strich und konstatieren dabei unter anderem, der Neoliberalismus sei gar nicht des Pudels wahrer Kern, sondern stelle nur „die jüngste Phase eines wesentlich älteren Systems, das von Anfang an, seit seiner Entstehung vor etwa 500 Jahren, auf Raubbau gründete“ dar. Wie kamen Sie auf die Idee – und was meinen Sie, wenn Sie von „Megamaschine“ sprechen? 

Wenn wir uns mit den globalen Krisendynamiken beschäftigen, den Finanzkrisen, der Verschärfung der Kluft zwischen Arm und Reich und der Biosphärenkrise, dann sprechen wir oft über die letzten 30 Jahren, die Phase des „Neoliberalismus“. Natürlich ist diese Phase von einem radikalen Angriff auf soziale Rechte und die Umwelt geprägt, aber die Wurzeln der globalen Krisen reichen meines Erachtens wesentlich tiefer. Um diesen angemessen begegnen zu können, brauchen wir daher mehr als eine Rückkehr zu den vermeintlich glorreichen 1960er Jahren. Wir brauchen eine Transformation, die die Tiefenstrukturen unseres Wirtschafts- und Gesellschaftssystems erfasst. 

In meinem Buch ging es mir darum, diesen Tiefenstrukturen auf die Spur zu kommen und herauszufinden, was uns eigentlich davon abhält, den dringend notwendigen Wandel einzuleiten. Denn an Wissen über unser dysfunktionales Finanz- und Wirtschaftssystem, den Klimawandel und die strukturellen Ursachen von Armut fehlt es ja wahrlich nicht.

Der Ausdruck „Megamaschine“ ist dabei eine Metapher für ein ökonomisches, militärisches und ideologisches System, das vor etwa 500 Jahren in Europa entstand und sich rasant über die Welt verbreitete. Die historische Bestandsaufnahme zeigt sehr deutlich, dass dieses System von Anfang an mit radikaler Ausbeutung von Mensch und Natur und massiver physischer Gewalt verbunden war. 

Ist „Megamaschine“ also gleichbedeutend mit jenem Gesellschaftssystem, das man auch Kapitalismus nennt? 

In vieler Hinsicht, ja. Das Wort „Kapitalismus“ erweckt aber oft den Eindruck, es gebe so etwas wie ein selbständiges Wirtschaftssystem und daneben den Staat, das Militär, „freie Medien“ und andere eigenständige Institutionen. Die historische Analyse zeigt jedoch, dass sich all diese Institutionen von Anfang an co-evolutionär entwickelt haben, dass sie eng miteinander verflochten sind und ohne einander gar nicht existieren können. 

Der „freie Markt“ etwa, der so gern von Wirtschaftsliberalen beschworen wird, hat überhaupt nie existiert, selbst nicht in der Hochphase des Liberalismus im 19. Jahrhundert: Unternehmen und Unternehmer waren von Anfang an auf einen starken militarisierten Staat angewiesen, um ihre Eigentumsansprüche auch durchsetzen zu können. Die „Ursprüngliche Akkumulation“, von der Marx schreibt, war stets damit verbunden, dass Menschen gewaltsam von ihrem Land vertrieben wurden, dass Widerstand polizeilich und militärisch gebrochen wurde. Und die wirtschaftliche Expansion Europas war stets auch eine militärische. Die ersten Aktiengesellschaften, die um 1600 gegründet wurden, waren staatenähnliche Gebilde mit hochgerüsteten Militärapparaten, eigenen Söldnerheeren und Flotten: Die 16 Prozent Dividende für die Aktionäre in Amsterdam und London wurden von Anfang an mit Gewalt, einschließlich diverser Völkermorde, erwirtschaftet.

Umgekehrt hätte der moderne Staat – und in den ersten Jahrhunderten war dieser Staat vor allem eine Militärmaschinerie – niemals ohne das private Kapital entstehen können. Die Händler und Bankiers von Genua, Augsburg und Antwerpen liehen Kaisern und Königen das Geld, um ihre Söldnerheere aufzubauen, mit denen nicht nur Kriege geführt, sondern auch Steuern eingetrieben wurden, die der Staat wiederum brauchte, um seine Schulden zu bezahlen und noch mehr Soldaten anzuheuern. Im Gegenzug zu den Krediten wurden den Händlern und Bankiers dann Monopole zugesprochen, die ihnen erlaubten, ungeheure Kapitalmengen zu akkumulieren, die unter den Bedingungen echter Konkurrenz niemals möglich gewesen wären. 

Moderner Staat und Kapital sind also Teil eines Kreislaufsystems, sie sind so etwas wie untrennbare Zwillinge. Das sieht man auch heute daran, dass die meisten der 500 größten Unternehmen der Welt ohne verdeckte oder offene Subventionen gar nicht mehr existieren würden – und zwar nicht nur die Großbanken, die ohne staatliche Rettungsmilliarden längst zusammengebrochen wären, sondern auch große Teile der fossilen Energiewirtschaft, der Autobranche und viele mehr. 

Und wenn wir die Destruktivität dieses Systems überwinden wollen, brauchen wir nicht nur andere wirtschaftliche Institutionen und Logiken, wir brauchen auch und vor allem eine Transformation des Staates sowie des politischen Systems, um beide aus ihren Verflechtungen mit den großen Konzernen herauszulösen. 

Sie haben auch die Medien erwähnt. Welche Rolle spielen sie in diesem System? 

Neben physischer Macht und struktureller Gewalt – etwa durch Eigentumsverhältnisse und Schulden – spielt ideologische Macht eine zentrale Rolle für das Funktionieren der Megamaschine. Denn die Gewalt, ohne die das System nicht auskommt, braucht Legitimation. 

In der Frühen Neuzeit erfüllte diese Funktion vor allem die staatliche und kirchliche Propaganda, die durch den Buchdruck ihre Reichweite noch erheblich erweitern konnte. In dem Maße, wie der Buchdruck aber billiger wurde, sich sozusagen „demokratisierte“ und revolutionäre Bewegungen die Repression herausforderten, entstanden im späten 18. und frühen 19. Jahrhundert zahlreiche kritische Zeitungen und Verlage. Es war die Zeit dessen, was Jürgen Habermas die „bürgerliche Öffentlichkeit“ genannt hat. Im Laufe des 19. und frühen 20. Jahrhunderts aber konzentrierte sich das Medieneigentum dann zunehmend in der Hand von immer weniger Magnaten, von Julius Reuter, dem Gründer der ersten Presseagentur, bis zu Alfred Harmsworth, William Hearst – dem Vorbild von „Citizen Kane“ – und Alfred Hugenberg. Noam Chomsky und Edward S. Herman haben dieses Prozess ausgiebig in ihrem Buch „Manufacturing Consent“12

 analysiert.

Der Clou dabei ist: Wenn die Presse einfach der Logik des Marktes ausgeliefert wird, dann braucht es kaum noch offizielle Zensur, um das Spektrum der öffentlichen Diskussion auf systemkompatible Positionen einzuengen. Die Eigentümerstruktur, die Abhängigkeit von Anzeigen, die Auswahl der Quellen und der vorauseilende Gehorsam gegenüber mächtigen Interessengruppen filtern unbequeme, nicht systemkonforme Positionen effektiv heraus. Das können wir auch heute in der deutschen Medienlandschaft an zahlreichen Beispielen sehen, etwa an der verzerrten Berichterstattung über Griechenland oder über die Ukraine-Krise.

Wenn man sich vergegenwärtigt, dass inzwischen fast der gesamte deutsche Zeitungsmarkt sechs Milliardärsfamilien gehört, dann braucht man sich über die Inhalte, die man liest – oder auch nicht liest –, kaum zu wundern. Diese Pressemacht ist sehr wichtig, denn wenn die Menschen seriös über politische und ökonomische Zusammenhänge informiert würden, könnten die Eliten unter den Bedingungen einer formalen Demokratie ihre Politik, die sich gegen Bevölkerungsmehrheiten richtet, nicht mehr durchsetzen.

Und diese „Maschine“ funktioniert nun nicht mehr richtig, sagen Sie… Warum ist das so? 

Es gibt sowohl innere als auch äußere Grenzen für die globale Megamaschine. Die inneren Grenzen sind ökonomischer Art. Seit Mitte der 1970er Jahre haben wir es mit einer strukturellen Krise der Akkumulation zu tun. Damals, nach dem Boom der Nachkriegszeit, gab es einen schweren Einbruch, Großbritannien etwa war praktisch bankrott, ebenso die Stadt New York, es war eine schwere globale Rezession. 

Die Antwort darauf war dann das, was wir heute als „Neoliberalismus“ bezeichnen: radikale Umverteilung von unten nach oben; Schwächung der Gewerkschaften und Lohndrückerei; Verlagerung der Produktion in Billiglohnländer; Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen; Deregulierung und Ausweitung spekulativer Aktivitäten. David Harvey nennt das „Akkumulation durch Enteignung“. Das trifft es ganz gut.

All diese Mittel waren zwar effektiv, um für einzelne Wirtschaftsakteure Profite zu sichern und zu steigern; auf das Gesamtsystem haben sie aber destabilisierend gewirkt. Spekulation etwa lohnt sich für die Summe der Spekulanten nur, wenn irgendwer auch die Verluste trägt, die beim Platzen von Blasen entstehen. Und aller neoliberalen Rhetorik von freien Märkten und Risiko zum Trotz, war das von Anfang an die öffentliche Hand, die die Verluste schließlich übernahm und zwar nicht erst seit der Finanzkrise 2008 sondern schon seit den 1980er Jahren, etwa in der großen „Savings and Loans Crisis“ in den USA. Private Schulden werden so in öffentliche umgewandelt. Und Lohndrückerei hat zur Folge, dass die Kaufkraft der Bevölkerung mehr und mehr schwindet. Um weiter konsumieren zu können, müssen sich die Bürger dann verschulden. Hier wie dort wächst also die Schuldenlast im System, um den Prozess der Akkumulation noch irgendwie aufrecht zu erhalten. 

Hinzu kommt ein anderer Prozess, der die vom neoliberalen Rollback geschaffenen Probleme weiter verschärft: Immer mehr Arbeit wird durch Technik ersetzt, nicht nur in Industrie und Landwirtschaft, sondern durch die Computerisierung auch in den Dienstleistungssektoren der Mittelschicht. Der Arbeitsgesellschaft geht, global gesehen, die Arbeit aus, das System kann immer weniger Menschen eine Perspektive geben. Die Folge von dieser doppelten Dynamik ist, dass inzwischen immer mehr Regionen in Massenarbeitslosigkeit versinken. 

Das einzige denkbare Gegenmittel gegen diesen Tsunami von Arbeitslosigkeit und Verschuldung würde darin bestehen, gewaltige öffentliche Investitionen in Gang zu setzen, die durch eine massive Besteuerung von Vermögen und Gewinnen aus Kapitalerträgen finanziert werden, und gleichzeitig radikale Arbeitszeitverkürzungen mit Lohnausgleich durchzusetzen. Aber dagegen kämpfen die ökonomischen Eliten und ihre politischen Helfer natürlich mit aller Kraft an – und verschärfen damit die systemische Krise immer mehr. Und auch von den Nationalstaaten und ihren jeweiligen politischen Klassen ist hier nicht viel zu erwarten, da sie in der Logik einer sich zuspitzenden Standortkonkurrenz gefangen sind. Je erfolgreicher alle Akteure also ihre kurzfristigen Interessen verfolgen, desto schneller untergraben sie die Grundlagen des Systems, von dem sie selbst sich ernähren, sie sägen sozusagen am Ast, auf dem sie sitzen.

Alles ist also nur ein wirtschaftliches Problem? 

Nein, es ist weit mehr. Denn neben den inneren Grenzen stößt das System auch an äußere Grenzen. Die „Megamaschine“ zerstört die globalen lebenserhaltenden Systeme der Biosphäre, von denen sie selbst auf lange Sicht abhängt, und zwar mit atemberaubender Geschwindigkeit. Das betrifft nicht nur das Klima, auf das sich die Kritik gern fokussiert. Wir bewegen uns auch in eine Süßwasserkrise13

 von globaler Tragweite hinein, die im Westen der USA und in Nordchina längst begonnen hat; wir verlieren ein Prozent unserer fruchtbaren Böden pro Jahr; wir haben bereits das schnellste und möglicher Weise größte Artensterben in der Geschichte des Lebens auf der Erde in Gang gesetzt14

. Diese Krisen wiederum lösen schwere soziale, ökonomische und politische Verwerfungen aus. Die Kombination dieser verschiedenen Krisendynamiken bringt eine chaotische Situation hervor, die jeder Idee von „global governance“ Hohn spricht. Die „Megamaschine“ fährt so in Zeitlupe gegen die Wand, und ihre Steuermänner drehen planlos an verschiedenen Reglern, mit denen sie am Ende alles nur schlimmer machen können.

Eine umfassende Transformation ist daher unvermeidbar, ob wir wollen oder nicht. Die Frage ist nicht, ob sie kommt, sondern lediglich, wie sie aussehen wird: Wird sie von reaktionären Kräften bestimmt, die ihre Macht und Privilegien mit allen Mitteln weiter aufrecht zu erhalten versuchen, auch um den Preis von Massenverelendung und eines ruinierten Planeten? Oder können emanzipatorische Kräfte die Krisen und Brüche nutzen, um neue Formen des Wirtschaftens und der politischen Organisation auf den Weg zu bringen? 

Im Moment zeichnet sich da eher so etwas wie ein reaktionärer „Coup d’Etat der Konzerne“ ab: Mithilfe von staatlichen und suprastaatlichen Akteuren wie der EU versuchen die ökonomischen Eliten, ein neues Rechtssystem zu schaffen, um die Reste demokratischer Kontrolle auszuschalten und so eine Art neofeudales Tributsystem zu errichten, das ihre Profite in einer wankenden globalen Ökonomie sichern soll. 

„Investitionsschutz“-Abkommen wie TTIP sind zum Beispiel ein Baustein in dieser Strategie. Die Ausschaltung der Demokratie sowie jeder makroökonomischen Vernunft im Erpressungsspiel gegen Griechenland ist ein anderes Beispiel. Hier sollen die Profite eines eigentlich längst bankrotten Zombiebankensystems gerettet werden, indem ein ganzes Land ausgeblutet und die Zukunft der EU aufs Spiel gesetzt wird. 

Immerhin gibt es aber auch Hoffnungsschimmer: Immer mehr Menschen wachen langsam auf und wehren sich gegen diesen „Staatsstreich in Zeitlupe“, wie etwa der Widerstand gegen TTIP zeigt. Aber es sind immer noch viel zu wenige.

Einen wichtigen Teil Ihres Denkgebäudes und Kritiksystems macht auch die Destruktion „zivilisatorischer Mythen“ aus. Das erinnert ein wenig an die Walter Benjamins Geschichtsphilosophischen Thesen15

 und Brechts „Fragen eines lesenden Arbeiters“16

. Wurden Sie hiervon inspiriert? Und: Um welche „Mythen“ geht es Ihnen dabei? 

Sie haben zwei großartige, bewegende Texte angesprochen, von Brecht und von Benjamin. Sie sind sehr wichtige Einsprüche gegen eine ideologisch verzerrte Geschichtsschreibung, die Geschichte als ein Ringen großer Männer beschreibt und die Expansion des Westens als eine universale success story von Fortschritt und Zivilisierung verkauft.

In meinem Buch war es mir wichtig, Geschichte aus der Perspektive der Menschen zu erzählen, die unter dem System von Anfang an gelitten haben, die von seinem Räderwerk erdrückt oder traumatisiert wurden. Historiker gehören ja in der Regel zu den wohlhabendsten 10 Prozent der Weltbevölkerung, und neigen daher – bewusst oder unbewusst – dazu, Geschichte aus der Perspektive der Gewinner zu schreiben. 

Und aus dieser Perspektive – der Sicht der Herrschenden und Privilegierten – lassen sich die letzten 500 Jahre tatsächlich als ein großes Aufwärts erzählen. Für die Millionen Indigenen in Nord-, Süd- und Mittelamerika, die in der Conquista und nordamerikanischen Kolonisierung ermordet wurden, oder für die durch Sklavenhandel, Kolonialismus und moderne „Strukturanpassungen“ zerstörten Gesellschaften Afrikas und Südostasiens und für viele andere ergibt sich jedoch eine ganz andere Geschichte. Und wenn man diese Menschen mit einbezieht, die Toten und die Lebenden, dann bricht der Mythos von der heilbringenden zivilisatorischen Mission des Westens in sich zusammen, dann zeigt sich eher so etwas wie der benjaminsche „Engel der Geschichte“17

, der auf eine lange Verwüstungsspur zurückblickt. 

Zugleich gab und gibt es aber auch massiven Widerstand, der sich gegen die Zumutungen des Systems zur Wehr setzt. Auch wenn es in 500 Jahren nicht gelungen ist, seine Logik zu überwinden – auch der Realsozialismus vermochte das ja nur sehr bedingt und um einen sehr hohen Preis –, so haben diese sozialen Bewegungen uns doch einen wichtigen Spielraum von Freiheiten verschafft, auf dem der Weg in eine umfassende gesellschaftliche Transformation aufbauen kann.

Und die nächsten, ggf. ersten Schritte auf diesem Weg, sollten, könnten Ihrer Auffassung nach welche genau sein? Was täte am dringendsten not? 

Überall auf der Welt sind längst Millionen Menschen dabei, Auswege aus der destruktiven Logik der endlosen Kapitalakkumulation zu suchen. Es geht darum, ökonomische Strukturen wieder in die Hand von Bürgerinnen und Bürgern zu bringen und die Logik des Profits durch eine Logik des Gemeinwohls zu ersetzen. 

Die Energiewende von unten ist dafür ein gutes Beispiel. Wenn Menschen dafür kämpfen, ihre Stromversorgung den fossilen Riesen zu entreißen und sie in eine kommunale Genossenschaft überführen, die mit regionalen erneuerbaren Energien arbeitet, dann ist das nicht nur ein Beitrag zum Ausstieg aus Atomkraft, Kohle und Öl. Es ist auch eine Selbstermächtigung der Bürger, ein Akt echter Demokratie. Und es ist ein Beitrag zum Ausstieg aus der Logik endloser Geldvermehrung. 

So etwas brauchen wir auf allen Ebenen. Es geht darum, uns zu fragen: Was brauchen wir für ein gutes Leben? Und diese Dinge dann in gemeinwohlorientierten Strukturen bereitzustellen, ob das die Wasser- und Gesundheitsversorgung ist, Ernährung oder Wohnen, ja sogar das Geldsystem. Das bedeutet natürlich auch, bisherige Macht- und Eigentumsverhältnisse herauszufordern. Das Charmante an einem solchen dezentralen, pluralen Ansatz ist, dass die Bürgerinnen und Bürger selbst vor Ort praktisch aktiv werden können, Erfolgserlebnisse haben und nicht auf eine abstrakte Revolution irgendwann in der Zukunft warten müssen. 

Ein Ausstieg aus der „Megamaschine“ ist machbar, so wie auch ein Atomausstieg machbar war. Das Energiebeispiel zeigt aber auch, dass es einen langen Atem braucht, der Atomausstieg hat immerhin 40 Jahre gedauert. 

Ich bedanke mich für das Gespräch. 

Weiterlesen und -schauen: 

	Internetseite: „Die Megamaschine“ 



	Video: Fabian Scheidler und Daniela Dahn im Roten Salon der Volksbühne: „Das Ende der Megamaschine“ 





Anmerkung der Redaktion zum Begriff „Megamaschine“ 

Dieses System ist nicht vor 500 Jahren in Europa entstanden und hat sich dann rasant über die Welt verbreitet. Seine ersten Anfänge reichen viel weiter zurück. Der Schöpfer dieses Begriffes, Lewis Mumford, hat in seinem Buch „Mythos der Maschine“ (Originaltitel: „The Myth of the Machine“) diesen Begriff bereits 1967 im Kapitel „Die Konstruktion der Megamaschine“ (Seite 216) geprägt. Nach seinen Recherchen haben die Ägypter schon vor 5.000 Jahren beim Bau der Pyramiden die erste Megamaschine mit mindestens 25.000 Arbeitskräften erfunden. „Diese Megamaschine bestand aus einer Vielzahl gleichartiger, spezialisierter, auswechselbarer, aber funktional differenzierter Teile, streng geordnet und koordiniert in einem zentral gelenkten und organisierten Prozess: Jedes Teil verhielt sich als mechanische Komponente des mechanisierten Ganzen.“ (Seite 228). 


Revolución energética auf Kuba*Ist Kuba wieder Revolutionsmodell? 

Edgar Göll und Dieter Seifried 

International vergleichende Studien zur nachhaltigen Entwicklung zeigen, dass der strukturelle Wandel fast überall ausgeblieben ist. Es gibt wenige Ausnahmen. Eine davon ist Kuba. Von 150 untersuchten Nationen hat Kuba als einziges Land die Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung erfüllt. Trotz seiner schwierigen wirtschaftlichen Lage hat Kuba eine regelrechte „Energierevolution“ vollzogen, die vielen der OECD-Staaten als Inspiration dienen könnte. 

Kuba erkannte die Bedeutung nachhaltiger Entwicklung frühzeitig und verankerte sie im Kontext des UN-Gipfels für Umwelt und Entwicklung im Jahr 1992 in Artikel 27 der Verfassung: „Der Staat schützt die Umwelt und die natürlichen Ressourcen des Landes. Er erkennt ihre enge Verbindung zur nachhaltigen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung an, die das menschliche Leben wertvoller macht und das Überleben, Wohlbefinden sowie die Sicherheit der gegenwärtigen und zukünftigen Generationen sichert. Die Anwendung dieser Politik obliegt den zuständigen Organen. Es ist die Pflicht eines jeden Bürgers, zum Schutz der Gewässer, der Atmosphäre, dem Erhalt des Bodens, der Flora, Fauna und des gesamten Reichtums der Natur beizutragen.“1 Ein maßgeblicher Impuls für die starke sozialökologische Ausrichtung der kubanischen Politik war die Krise von 1991. Mit dem Umbruch in der UdSSR und in Mittel- und Osteuropa brachen für Kuba abrupt 85 Prozent seines Absatzmarktes weg; wichtige Ressourcen versiegten. Die Versorgung mit Erdöl wurde zum größten Problem. Die nationale Wirtschaftsleistung sank um ein Drittel. Im Zuge der sogenannten Spezialperiode in Zeiten des Friedens kam es zu immensen Engpässen bei der Versorgung der Bevölkerung sowie bei der Investitionstätigkeit. Diese bedrohliche Lage veranlasste die kubanische Regierung, sich auf eigene Stärken zu besinnen, zumal gleichzeitig die US-Sanktionen gegen Kuba forciert wurden. 

„Energierevolution“ – Komponenten und Ergebnisse

Auch in Sachen Energienutzung dachte man um: Kuba begann, mit alternativen Energiequellen zu experimentieren, wie z. B. Biomasse (Zuckerrohrrückstände) oder Wind- und Sonnenenergie. Nach mehreren Hurrikanen und aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels beschloss die kubanische Regierung, die Energieversorgung weiter umzustellen. Es war ein schwerer Zwischenfall, der eine umfassende Modernisierung der Stromversorgung bewirken sollte. Lange Zeit war die Stromversorgung auch zentral organisiert. Das Kraftwerk in Matanzas war ein wichtiges Element im Stromnetz des Inselstaates. Nachdem es dort 2004 zu einem schweren Defekt gekommen war, wurde ein Modernisierungsprogramm ausgearbeitet. Gleichzeitig begannen Planungen für die Energierevolution (Revolución energética), deren Umsetzung Ende 2005 begann. Dazu sagte Fidel Castro pragmatisch: „Wir warten nicht, bis Treibstoffe vom Himmel fallen, denn wir haben zum Glück etwas sehr viel Wichtigeres entdeckt: Energieeinsparung – was so viel wert ist, wie große neue Ölvorkommen zu entdecken.“ 

Die Umsetzung der Energierevolution begann mit einem flächendeckenden Austausch von Glühlampen durch Energiesparlampen. In Kuba sind heute 96 Prozent aller Haushalte an das Stromnetz angeschlossen. Über neun Millionen Glühlampen wurden durch Studenten und Sozialarbeiter schrittweise ausgetauscht – kostenlos. Ebenso erfolgte der Austausch von Ventilatoren. Neugeräte waren für Kubaner über ein Jahrzehnt hinweg praktisch nicht zu bekommen, deshalb wurden defekte Altgeräte umgebaut und am Leben erhalten. Um diese ineffizienten Geräte zu verbannen, konnten Altgeräte ohne Zusatzleistungen gegen effizientere Neugeräte ausgetauscht werden. Ein weiterer Schwerpunkt der Energierevolution war die Umstellung auf Elektrokocher. Da bisher mehr als zwei Millionen Haushalte noch mit Kerosin kochten, die die Luft in den Häusern stark belasteten, wurden die alten Kerosinkocher durch elektrische Dampfdrucktöpfe und elektrische Herde ersetzt. Den größten Effekt hatte aber der Austausch ineffizienter Kühlgeräte. So wurden mehr als 2,5 Millionen alte (US-amerikanische) Kühlschränke gegen chinesische Modelle ausgetauscht. Allerdings nicht umsonst. Die Geräte mussten gekauft werden. Um dies zu erleichtern, bot man günstige Kredite an. Wichtig bei diesem ehrgeizigen Energiesparplan waren junge Sozialarbeiter. Sie besuchten Privatwohnungen und Fabriken, informierten die Bürger über die effizienteren Technologien. Gleichzeitig wurden Informationskampagnen und Festivals durchgeführt, um das Umweltbewusstsein der Bevölkerung weiter zu stärken. Weitere Bausteine auf dem Wege des Energieumbaus waren: Verstärkung des Stromnetzes, vor allem, um die Netzverluste zu reduzieren; Neubau von Dieselgeneratoren in verschiedenen Regionen, womit die Stromerzeugung dezentralisiert wurde; Ausbau von regenerativen Energiequellen, insbesondere im ländlichen Bereich; Anhebung der Stromtarife für Haushalte mit hohem Verbrauch. 

Lehren aus der Energierevolution 

Aus den Erfahrungen der kubanischen Energierevolution können eine Reihe von Anregungen gewonnen werden, die auch für die westeuropäischen Gesellschaften interessant sind: 

• Energieeffizienz als kostengünstigste gesellschaftliche Lösung: Ein Vergleich der Investitionskosten mit den eingesparten Stromkosten für die drei Technologien Beleuchtung, Belüftung und Kühlung ergab für jene Maßnahmen, die im Rahmen der Energierevolution durchgeführt wurden, ein Kosten-Nutzen-Verhältnis von etwa 1:10. Mit anderen Worten: Der volkswirtschaftliche Nutzen war etwa zehnmal so hoch wie die Kosten. Auch wenn das Verhältnis für ähnliche Maßnahmen in Deutschland aufgrund des höheren Effizienzstandards im Gerätebestand niedriger ausfallen würde, gilt die Grundthese auch für Deutschland: Strom sparen ist effizienter, kostengünstiger und umweltschonender, als ihn zu produzieren. 

• Rücksicht auf einkommensschwache Haushalte: Einkommensschwache Haushalte auf Kuba erhielten sehr günstige Darlehen für den Kauf energiesparender Geräte. In Deutschland ist eher das Gegenteil der Fall: Je weniger Einkommen ein Haushalt vorzuweisen hat, desto schwieriger ist es, einen Kredit zu bekommen. So nutzen viele Haushalte ihre stromfressenden Geräte weiter, obwohl das Einsparungspotenzial durch hocheffiziente Kühlgeräte höher wäre als die Zins- und Tilgungszahlungen, die durch aufgenommene Darlehen anfallen. 

• Sparanreize durch progressive Tarife und Subventionsabbau: Während in Kuba der Strompreis mit zunehmendem Verbrauch stark ansteigt, ist es in Deutschland umgekehrt: Haushalte mit hohem Verbrauch zahlen hier bis zu 30 Prozent pro Kilowattstunde weniger als Haushalte mit niedrigem Stromverbrauch. Hierüber wird in Deutschland bislang nicht diskutiert. Dabei gibt es auch in profitorientierten, liberalisierten Strommärkten einfache Konzepte, dies zu ändern: Der Grundpreis sollte abgeschafft und in den Arbeitspreis eingerechnet werden (linearer Tarif ). Steigt der Verbrauch über einen bestimmten Wert, so wird ein Aufschlag auf den Arbeitspreis erhoben (z. B. zehn Prozent). Die Mehreinnahmen aus dem Aufschlag sollten dazu verwendet werden, um Energieeffizienzprogramme umzusetzen und damit Stromverbrauch und Stromkosten zu reduzieren. 

• Bildungskampagne statt Panikmache: In Deutschland wurde die Energiewende von Politikern, Energieversorgern und der Industrie mittels unbewiesener Behauptungen (z. B. über die Preisentwicklung) infrage gestellt. Durch das neue Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wird der Ausbau erneuerbarer Energien zwar nicht gestoppt, aber doch stark abgebremst, während Projekte mit Bürgerbeteiligung benachteiligt werden. Hier könnten wir von Kuba lernen. Dort wurde die Energierevolution durch eine große Medienkampagne für Klimaschutz und Energieeffizienz flankiert (17.000 Radiosendungen, 1.600 Zeitungsberichte, 1.100 Diskussionen in Stadtteilen und 564 Festivals an Schulen und Universitäten). 

Welche Perspektiven? 

Die kubanische Klimaschutz- und Nachhaltigkeitspolitik kann allgemein als „auf dem richtigen Weg befindlich“ bewertet werden. Hier wurden zahlreiche lösungsorientierte Maßnahmen umgesetzt, mit denen bereits erstaunliche Ergebnisse erzielt wurden. Insbesondere sind die innerhalb der kubanischen Regierung vorherrschenden Vorstellungen über die weitere Entwicklung Kubas kompatibel mit dem Leitbild der Nachhaltigkeit. Allerdings ist auch in Kuba eine Kluft zwischen ambitionierten Zielen einerseits und deren Realisierung andererseits festzustellen. Mit anderen Worten: Weil Kuba bislang nur ein geringes Produktionsniveau erreicht hat, sind Verbrauch und Emissionen noch gering. Aufgrund begrenzter finanzieller Mittel kann in Kuba derzeit auch nicht mehr für Klimaschutz und Nachhaltigkeit getan werden. Neben den US-Sanktionen sorgten auch bürokratische Strukturen, niedrige Arbeitsproduktivität und eine geringe Effizienz dafür, dass die Potenziale für eine nachhaltige Entwicklung in Kuba nicht besser genutzt werden. Sicherlich kann die Energierevolution in Kuba nicht als Blaupause für eine weltweite Klimaschutzpolitik dienen. Jedoch liefert sie einige interessante Anregungen. 

Literatur 

1. Göll, Edgar (2006): Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik in Kuba: Überblick und kritische Würdigung eines Weges zur Zukunftsfähigkeit. IZT-WerkstattBericht Nr. 83, http://www.izt.de (abgerufen am 20.2.2015). 

2. Seifried, Dieter (2013): Energierevolution in Kuba. Freiburg, Büro Ö-quadrat, *http://www.oe2.de (abgerufen am 20.2.2015). 

3. World Wildlife Fund et al. (2006): Living Planet Report 2006, *http://wwf.panda.org (abgerufen am 20.2.2015).


Energie

Weißbuch „Ein Strommarkt für die Energiewende“  - mit Kohlestift geschrieben und CCS als Perspektive

Christfried Lenz

Obwohl die Regierungen seit 2010 kräftig dagegen halten, kann die Dynamik der erneuerbaren Energien letztlich nicht gebrochen werden. Die Ablösung von Atom und fossil ist „alternativlos“. Daran kommt auch das „Weißbuch“ nicht vorbei. Doch wirft es den EE Steine in den Weg und ist um einen unbegrenzten Bestandsschutz für die Kohleverstromung bemüht, deren Emissionen durch CCS „minimiert“ werden sollen. 

Externe Kosten fallen unter den Tisch

„Stromgestehungskosten setzen sich aus Kapital- und Betriebskosten wie zum Beispiel Brennstoffkosten und Kapitalverzinsung zusammen“ liest man auf S. 87. - Die Verfasser vergessen die „externen Kosten“, die bei der Stromgestehung auch noch anfallen. Laut Bezifferung durch das UBA betragen die durch Klima-, Umwelt- und Gesundheitsschäden verursachten Kosten bei der Braunkohleverstromung 10,75, bei der Steinkohle 8,94 Cent pro KWh. Diese Kosten erscheinen auf keiner Rechnung, werden von der Bevölkerung aber real bezahlt. Auch die erneuerbaren Energien erzeugen externe Kosten, die von der Allgemeinheit getragen werden. Da diese um ein Vielfaches geringer sind (Windenergie: 0,26, Photovoltaik: 1,18 Cent), genießen die fossilen Energien einen eklatanten Wettbewerbsvorteil gegenüber ihren erneuerbaren Konkurrenten. 

Im Weißbuch ist der Strommarkt das zentrale Organ, worüber alles geregelt wird. Da die Chancenungleichheit unter den verschiedenen “Playern” dieses Marktes nicht berücksichtigt wird, befinden sich alle Aussagen von vornherein in einer Schieflage. 

An einer Stelle wird diese Problematik berührt: “Steigende Emissionspreise verteuern die fossile Stromerzeugung und heben das Börsenpreisniveau an. Dies senkt die EEG-Differenzkosten und entlastet damit die EEG-Umlage.” (S. 88) Wie realistisch eine Verteuerung der CO2-Zertifikate ist, wird allerdings nicht diskutiert.

Unbegrenzter Bestandsschutz für *Kohleverstromung mit CCS

Ein Großteil des Weißbuches beschäftigt sich immer wieder mit “Kapazitätsmarkt” und “Kapazitätsreserve”, mit den Unterschieden zwischen beiden und den Vorteilen der Kapazitätsreserve. Diese sind auch nicht in Abrede zu stellen, doch in beiden Fällen haben wir es mit fossiler Energie zu tun. 

Versteckt, doch unverkennbar werden im Weißbuch die Weichen so gestellt, dass die Kohleverstromung auf unabsehbare Zeit erhalten bleibt. Auf S. 36 heißt es noch beruhigend: “In den kommenden zehn Jahren werden voraussichtlich kaum neue Kraftwerke gebraucht.” Doch was dann?  Die Antwort (S. 89): “Effiziente und flexible konventionelle Kraftwerke werden auch zukünftig benötigt. Moderne Kraftwerke überbrücken längere Zeiträume ohne ausreichende Stromerzeugung durch Wind- und Photovoltaikanlagen.” 

Hier wird bekräftigt, was bereits im Grünbuch stand: Eine 100%ig erneuerbare Versorgung ist gar nicht beabsichtigt. Vielmehr sollen über das Jahr 2050 hinaus und auf unbestimmte Zukunft 20% Kohlestrom im Mix erhalten bleiben. „Die Rolle der konventionellen Kraftwerke ändert sich hin zum flexiblen Partner der erneuerbaren Energien und zur Bereitstellung der erforderlichen Residuallast.“ (S. 89) Bekanntlich können konventionelle Kraftwerke vom ganzen Wesen ihrer Technik her niemals die Flexibilität erreichen, wie sie von einem Partner für Wind- und Sonnenstrom zu verlangen ist. Doch wie ein “deus ex machina” wird eine von der Bundesregierung geförderte “Forschungs- und Entwicklungsinitiative COORETEC” eingeführt: Sie wird die konventionellen Kraftwerke flexibel machen – und nicht nur das: sie optimiert auch deren Wirkungsgrad und minimiert gleichzeitig auch noch die Emissionen. Wie sie letzteres erreichen soll, wird an dieser Stelle schamhaft verschwiegen. Man erfährt es aber unter https://www.cooretec.de/ und findet dort die alte Bekannte “Abscheidung und Transport von CO2 mit dem Ziel einer langfristigen und sicheren Speicherung in geologischen Formationen.” ! 

Für diesen gigantischen Schildbürgerstreich, bei dem immense Kosten aufgebracht werden, um CO2 abzuscheiden, zu transportieren und behälterlos in sogenannte „geologische Speicher“ zu pressen, aus denen es anschließend wieder ausgast, sofern es nicht zu explosionsartigen Leckagen kommt mit sofortiger Erstickung allen Lebens in der Umgebung – für diesen toten Gaul, der in einer jahrelangen öffentlichen Debatte längst begraben wurde, verausgabt die Bundesregierung also Forschungsgelder! Mit der Perspektive CCS führt das Weißbuch die „Energiewende“ ad absurdum. 

Langzeitspeicherung in eine ungewisse Zukunft verschoben

Forschungsgelder werden benötigt für die Weiterentwicklung und Optimierung der Speicherung, insbesondere der Langzeitspeicherung. Diese (nicht Kohlekraftwerke) ist der naturgemäße Partner der fluktuierenden erneuerbaren Energien. Doch, wie auch schon im Grünbuch, wird die Langzeitspeicherung als quasi realitätsfernes Ansinnen hingestellt und in eine unbestimmte Zukunft verschoben: “Zusätzliche neuartige Langzeitspeicher, die saisonale Schwankungen ausgleichen können, sind erst bei sehr hohen Anteilen erneuerbarer Energien erforderlich.” (S. 14) Wann diese hohen Anteile zu erwarten sind und wann mit der Lernkurve der Langzeitspeicherung zu beginnen ist, damit sie dann ausgereift und wirtschaftlich zur Verfügung steht, wird nicht gesagt. Doch verständlich: Wenn neue Kohlekraftwerke mit CO2-Abscheidung, zehntausende Kilometer CO2-Pipelines, Verpressungsanlagen und der entsprechende Energiebedarf beabsichtigt sind, wird für Langzeitspeicherung nicht auch noch Geld übrig sein. 

Kostendruck auf EE durch „Ausschreibungsmodelle“

Für Photovoltaik, und spätesten ab 2017 auch für Windkraft, soll das „Ausschreibungsmodell“ eingeführt werden. Dessen Absicht besteht erklärter maßen nicht darin, den EE-Ausbau voran zu bringen, sondern dessen Kosten zu senken: „Ausschreibungen sollen durch die Ermittlung von wettbewerbsfähigen Stromgestehungskosten dazu beitragen, die Förderkosten auf das erforderliche Niveau zu begrenzen.“ (S. 88) Angesichts des Einbruchs der deutschen Solarwirtschaft aufgrund der drastischen Senkungen der Einspeisevergütungen seit 2012 ist dies keine gute Nachricht für die Energiewende. Auch der Windkraftbranche macht dieser Kostendruck Probleme und führt dazu, dass an Löhnen und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten gespart wird. Dies wiederum sorgt für ein schlechtes Image betroffener Betriebe bei den Gewerkschaften und in der Öffentlichkeit.

Absurde Regelungen zur PV-Abbremsung bleiben bestehen

Weiterhin soll die Regelung bestehen bleiben, wonach Betreiber von PV-Anlagen ab zehn  KWp für ihren Eigenverbrauch EEG-Umlage bezahlen müssen. Damit wird auch an dieser Stelle der PV-Ausbau gebremst. Außerdem ist diese Vorschrift logisch absurd: Sinn und Zweck der EEG-Umlage ist die Förderung der EE. Die genannten EE-Betreiber müssen also ihre Förderung selber bezahlen (um mitzuhelfen, dass z.B. Kohlebagger von der Umlage befreit sein können). 

Das Gleiche trifft zu auf das „Mieterstrom-Modell“: Mieter, die Strom aus PV-Anlagen auf dem Dach des von ihnen bewohnten Gebäudes verbrauchen, müssen die volle EEG-Umlage bezahlen. Auch dies bremst die Energiewende und ist nicht nur absurd, sondern auch noch unsozial. 

Das Weißbuch schreibt alle Maßnahmen fort, mit denen versucht wurde und wird, die überragende Akzeptanz, die die Energiewende immer noch bei der Bevölkerung hat, zu beschädigen. Hier ist an erster Stelle die 2010 von Schwarz/Gelb eingeführte Berechnungsweise der EEG-Umlage zu nennen. Sie führte dazu, dass deren Gesamtsumme auf über das Doppelte der ausgezahlten Einspeisevergütungen anstieg und damit zur Zweckentfremdung dieser Gelder. Vor diesem Hintergrund wurden die EE als Preistreiber hingestellt, um das von ihnen eingeleitete, aber nicht an die Verbraucher weitergegebene Sinken des Börsenpreises zu konterkarieren. 

Kein Platz fürs menschliche Gesicht der Energiewende im Weißbuch!

Motor der Energiewende sind die Menschen, die verstanden haben, was der Klimawandel bedeutet und die ihre Pflicht und Würde darin sehen,*alles zu tun, um unseren wunderbaren Planeten als menschenfreundlichen Platz zu erhalten. 

Den Konzernen passt dies nicht ins Geschäftsmodell.

Das Weißbuch verfolgt die Absicht, durch Abbremsung der Energiewende und die Art ihrer Ausgestaltung großen Unternehmen entgegen zu kommen. 

Die „Bürgerenergie“ – auf technokratisch „Akteursvielfalt“ – kommt im Weißbuch nicht vor. Dadurch wird der Motor der Energiewende abgewürgt und ihr das menschliche Gesicht genommen. Ein Begriff wie „Direktvermarktung“, welcher besagt, dass der Verkäufer von Strom in direkten Kontakt zu seinem Abnehmer tritt, wird umgedeutet in die indirekte und unpersönliche Vermarktung über die Börse. Die vielfältigen Möglichkeiten, die sich aus dem dezentralen Charakter der EE, insbesondere der Photovoltaik, ergeben, werden durch bürokratische Hürden und finanzielle Auflagen unterdrückt. Von einer „Marktfreiheit“ ist hier wenig zu spüren. Wenn es z.B. für ein Dorf vorteilhaft wäre, sich über ein eigenes Netz mit selbst erzeugtem Wind- oder Sonnenstrom plus Speicherung zu versorgen, so ist dies verboten. 

 

 

Ende Mai veröffentlichte die Fachzeitschrift „Nature Climate Change“ eine Studie mit der Untersuchung des Wissens über den Klimawandel in 119 Ländern. Das Ergebnis ist erschreckend: 40 Prozent der Weltbevölkerung haben noch nie etwas vom Klimawandel gehört. In Ländern wie Ägypten, Bangladesh und Indien sind es sogar über 65%. Dagegen haben in der „westlichen Welt“ mehr als 90% der Bevölkerung Kenntnis vom Klimawandel.

Die Studie untersuchte den Einfluss sozio-demografischer und geografischer Daten und des Wohlstandes auf die Risikowahrnehmung. Weltweit sind Bildung, die Überwindung des Analphabetismus und das gesellschaftliche Verständnis der lokalen antropogenen Ursachen des Klimawandels wichtige Voraussetzungen für öffentliches Engagement und Aktionen zum Klimaschutz.

Quelle: http://www.nature.com/nclimate/journal/vaop/ncurrent/full/nclimate2728.html





 


Thesen und Fakten zum vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie herausgegebenen Weißbuch „Ein Strommarkt für die Energiewende“

Dieter Brendahl

Anforderungen an einen Strommarkt für die Energiewende:

	Der Strommarkt für die Energiewende muss Bestandteil eines sozialen Energieversorgungssystems sein, dass jedem Erzeuger und Verbraucher als Marktteilnehmer offen steht.



	Die Marktordnung muss den Strukturwandel der Energieversorgung zu dezentralen Strukturen autonomer Akteure für Energieselbstversorgung befördern)18

 und damit die Bilanzkreisverantwortlichen der Verbundnetzbetreiber entlasten.



	Energieselbstversorgung aus regenerativen Quellen darf nicht mit Abgaben und Steuern belastet werden. Mit Umsatzsteuer für Investitionen und Lohnsteuer für Wartung und Systemdienstleistungen ist Besteuerung für Energieselbstversorgung aus regenerativen Quellen abgegolten. Es darf keine Verbrauchssteuer von Wind- und Solarenergie für Selbstversorger  zugelassen werden!



	Überschüssiger Wind- und Solarstrom muss für Betreiber von Langzeitspeichern gebührenfrei verfügbar sein. 



	Der in Scheinmärkte (Termin- und Regelmärkte) aufgeteilte Börsenhandel mit Stromlieferversprechen muss durch reale lokale Strommärkte ersetzt werden, die Direktversorgung ohne Zwischenhandel gestatten. In Echtzeit digital ermitteltes preisgünstigstes lokales Stromangebot ist Basis maschineller Lieferprotokolle. Die Information über lokale Strompreise muss online für jedermann jederzeit zugänglich sein. Rechnungslegung über Stromlieferung erfolgt nachträglich in vereinbarten Zeitabschnitten.



	Zur Realisierung offener Energiemärkte für sämtliche Erzeuger und Verbraucher ist die Entwicklung eines koordinatenbehafteten Protokollsystems zur zeit- und quellenbezogenen Erfassung der Energieeinspeisungen und Energieentnahmen aus dem Verbundsystem in Auftrag zu geben und zu realisieren.Energietransportkosten über das Verbundnetz sind von Einspeisung bis Entnahme streckengenau zu erfassen. Sie sind für Marktteilnehmer einsehbar zur Berechnung differenzierter Transportpreise zu nutzen.



	Unterirdische Bauweise von Anlagen für Elektrolyse von Überschussstrom, für Gasspeicherung und für Brennstoffzellenkraftwerke ist steuerlich zu begünstigen, um Flächenbedarf für Energiespeicherung und Bereitstellung von Speicherenergie zu vermindern. 





Die Nutzung von 100 % Energie aus regenerativen Quellen wird mit dem vorgesehenen Gesetzgebungsverfahren nach Weißbuch verhindert und der Ausbau von Wind- und Solarenergie verzögert.

	Bestehende Monopolstrukturen der Stromversorgung zu Lasten des Gemeinwohls bleiben erhalten.



	Es ist nicht vorgesehen, die als EEG-Umlage getarnte Besteuerung der industriellen, gewerblichen, kommunalen und genossenschaftlichen Stromselbstversorgung aus Wind- und Sonnenenergie aufzuheben, auch nicht, wenn damit keine Systemdienstleistungen für das Verbundnetz erforderlich werden.



	Der Vorrang erneuerbarer Energien wird verhindert, indem klima- und umweltschädlicher Grundlaststrom aus konventionellen Großkraftwerken bei steigendem Angebot von Wind- und Solarstrom nicht in Echtzeit zurückgefahren wird. Es ist nicht vorgesehen, die Kosten ungenutzter regenerativer Energie auf die Produzenten systemwidrigen reaktionsträgen Grundlaststroms umzulegen.



	Mit der unzutreffenden Begründung, dass der Anteil erneuerbarer Energien noch zu gering ist, werden notwendige Speicherkapazitäten für die kalte und lichtarme Jahreszeit verleugnet, um strukturelle Unverzichtbarkeit schädlicher Atom- und Kohlekraftwerke vorzutäuschen. Das Land Brandenburg deckt rechnerisch den Stromeigenbedarf fast zu 100 % aus im Land erschlossenen Erneuerbaren Energien. 



	Im Weißbuch ist nicht vorgesehen, Speicherung überschüssigen Wind- und Solarstroms zu fördern. Die Verursacher netzbelastenden Stromexports zu negativen Preisen werden nicht zur Entschädigung herangezogen. 





Das Weißbuch manifestiert die Verzögerung der Energiewende.

	Dezentralisierung des Energieversorgungssystems sieht das Weißbuch nicht vor. Erforderlicher Aufbau einer Struktur untereinander vernetzter autonomer Inseln der Energieversorgung wird ignoriert.



	Börsenhandel mit Stromlieferversprechen bleibt unangetastet, obgleich er Nährboden undurchsichtiger Handelsspekulationen zu Lasten des Gemeinwohls ist. Echtzeithandel real verfügbarer Netzenergie ist nicht  vorgesehen, obgleich weitgehend unvorhersehbare Naturverhältnisse dazu zwingen.  



	Die Forderung nach bundesweit einheitlichem Strompreis konserviert das bestehende Strompreisdiktat und verhindert kostenbasierte Marktangebote. Die Mehrzahl der Erzeuger und Verbraucher bleiben von der aktiven Marktteilnahme ausgeschlossen.



	Die Energiekonzerne haben durchgesetzt, dass an Stelle gemeinnütziger Langzeitspeicher, stillgelegte Überkapazitäten fossiler Stromerzeugung auf Kosten der Verbraucher in Reserve gehalten werden.



	Bürokratiemonster für Ausschreibungsverfahren zum Ausbau von Wind- und Solarkraftwerken sollen die vorhandene Verzerrung der Energieökonomie verbergen, deren Ursache volkswirtschaftlich ungerechtfertigte Subventionen für Atom- und Kohlestrom sind.





 

„Wer neue Technologien, die eine wirtschaftliche Erneuerung auslösen, aufs Wartegleis schieben will, solange die alten Technologien noch operationsfähig sind, verhindert eben diese wirtschaftliche Erneuerung“19

 

Nicht nur wirtschaftliche Erneuerung, sondern insbesondere solidarische Wirtschaftsformen und soziale Marktwirtschaft werden mit dem von der global agierenden Konzernlobby diktierten Programm des Weißbuches verhindert.

 


Verkehr

Elektroautos erhöhen die CO2-Emissionen und führen zu mehr Straßenverkehr !

Pressemitteilung des UPI - Umwelt- und Prognose-Institut Heidelberg

Elektroautos sind entgegen einer weit verbreiteten Meinung nicht klimaneutral, sie verursachen als einzelnes Fahrzeug ungefähr gleich hohe CO2-Emissionen wie normale Benzin- oder Diesel-Pkw. Elektroautos haben zwar am Fahrzeug selbst keine Emissionen, durch ihre Herstellung und durch den Verbrauch von Strom verursachen sie jedoch erhebliche Emissionen, die ihnen zugeschrieben werden müssen.

Der Anteil von regenerativ erzeugtem Strom ist in der Vergangenheit zwar deutlich gewachsen, er hat aber bisher nur den Rückgang der Kernenergie in der Stromerzeugung ausgeglichen. Der Anteil fossiler Primärenergieträger in der Stromerzeugung, der CO2-Emissionen verursacht, ist in den letzten Jahrzehnten ungefähr gleich geblieben. Dies wird auch mittelfristig so bleiben.

Elektroautos haben außerdem folgende negative Nebenwirkungen, die in Ökobilanzen und CO2-Szenarienberechnungen über Elektromobilität bisher nicht berücksichtigt werden:

	Da Elektroautos in der Flottengrenzwertregelung der EU trotz ihrer Emissionen juristisch als "Null-Emissionsfahrzeuge" definiert sind, führen sie über eine Kompensation der Grenzwertüberschreitungen großer und schwerer Pkw (z.B. SUV, Geländewagen) insgesamt zu einer Zunahme der CO2-Emissionen. 



	Da Elektroautos häufig als zusätzliche Zweit- oder Dritt-Wagen angeschafft werden, erhöhen sie die Anzahl der Autos. Dies verschärft den Ressourcen- und Flächenverbrauch des Straßenverkehrs und das Stellplatzproblem in Städten. 

Obwohl sie in der Anschaffung teurer sind als normale Pkw, liegen Elektroautos in den Betriebskosten deutlich niedriger, u.a. da sie nicht an ihren Infrastrukturkosten beteiligt werden. Dadurch verursachen Elektroautos eine Verkehrsverlagerung von der Schiene auf die Straße und eine Neu-Induktion von Verkehr. Dies würde bei einer Verbreitung von Elektroautos zu einer weiteren Überlastung des Straßennetzes und zur Schwächung des Öffentlichen Verkehrs mit negativen Folgen für die Umwelt (Zunahme von Flächenverbrauch, CO2-Emissionen und Unfallrisiko), die Bedienqualität und das Betriebsdefizit des Öffentlichen Verkehrs führen.



	Elektroautos führen zu einem erhöhten Unfallrisiko für Fußgänger und Fahrradfahrer. 

Vor der Einführung von Elektroautos müssen deshalb eine Reihe von Vorkehrungen getroffen werden, um diese negativen Nebeneffekte zu vermeiden oder zu minimieren. Erst dann kann Elektromobilität im Kraftfahrzeugbereich eine ökologisch sinnvolle Rolle spielen. Solange diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, führt die Förderung oder Subventionierung von Elektroautos zur Zunahme der CO2-Emissionen und damit zum Gegenteil des Beabsichtigten. 





[image: ]


Eine Zusammenfassung mit Grafiken finden Sie hier: http://www.upi-institut.de/upi79_elektroautos.htm 

Die ganze Studie können Sie unter folgendem Link herunterladen: *http://www.upi-institut.de/UPI79_Elektroautos.pdf 


Die Mehrheit geht

Pressemitteilung von Fuss e.V. (22.6.15) 

Die vor wenigen Tagen veröffentlichten Berliner Daten der Haushaltsbefragung „Mobilität in Städten“ der TU Dresden sollten nach Ansicht des Fachverbandes Fußverkehr Deutschland Fuss e.V. die Stadtpolitik und -verwaltungen zu einer veränderten Strukturpolitik anregen. „Fußgänger sind gerade in den Innenstädten keine Minderheit sondern bilden dort oft die relative Mehrheit. Das ist seit Jahren bekannt, doch es folgen bisher daraus kaum Konsequenzen“, so Stefan Lieb, Sprecher des Verbandes. Erstmals legten 2013 offiziell Berlins Einwohner mehr Wege zu Fuß als mit dem Auto (Fahrer und Mitfahrer) zurück. Mit einem Anteil von 31 Prozent steht der Fußverkehr damit in der Bundeshauptstadt an der Spitze, gefolgt vom motorisierten Individualverkehr MIV mit 29,6, dem ÖPNV mit 27 und dem Radverkehr mit 13 Prozent. 

Tatsächlich sind die Werte für den Fußverkehr jedoch noch höher: So werden zum einen bei der Haushaltsbefragung „Mobilität in Städten“ nur die Wege der Bewohner/innen der Städte erfasst. Das verzerrt das tatsächliche Geschehen insbesondere auf den Straßen der Innenstädte. Denn die meisten Touristen legen ihre Wege in einem Mix von zu Fuß und öffentlichem Nahverkehr zurück. 

In vielen Mobilitätserhebungen werden zum anderen lediglich die Hauptverkehrsmittel eines Weges erfasst. Etappen zu Fuß sind aber bei annähernd jeder Bewegung außerhalb der eigenen vier Wände enthalten, „Wege“ in Städten enthalten im Schnitt über 2,3 Etappen. Die Schweiz hat Konsequenzen daraus gezogen und das Etappenmodell für die Vergleiche eingeführt. 

Da z.B. etwa 95 Prozent der Fahrgäste die öffentlichen Verkehrsmittel zu Fuß erreichen, werden in Berlin wohl über die Hälfte aller Wege-Etappen zu Fuß zurück gelegt. Vergleichbare Zahlen ergaben sich bei Untersuchungen von Socialdata: Danach ist der Fuß-Anteil in der Stadt Nürnberg nicht 23, sondern 60 und der in Wien nicht 27, sondern 59 Prozent. 

Zusammengefasst lässt sich daraus schließen, dass der Fußverkehrswegeanteil in den Städten Deutschlands in der Regel höher liegt als der des MIV einschließlich der Mitfahrer und bei über 50 Prozent liegen dürfte. „Völlig anders“, so der Fuss e.V.-Sprecher, „sieht die Verteilung der Haushaltsmittel aus. Für den Fußverkehr gibt es oft keinen eigenen Haushaltstitel und wenn doch, handelt es sich um Kleinstbeträge. Den Fußverkehr will man offensichtlich nicht fördern, weil er ja sowieso da ist.“ 


Bücherecke

Die Wegwerfkuh

Rezension von Götz Brandt
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Die Journalistin und Autorin vieler Bücher zu Verbraucherschutz und Landwirtschaft (z. B. „Die Einkaufsrevolution, 2006; „Die Ernährungsdiktatur“, 2010) Dr. Tanja Busse hat dem Buch einen Untertitel hinzugefügt, der den Inhalt des Buches umreißt: „Wie unsere Landwirtschaft Tiere verheizt, Bauern ruiniert, Ressourcen verschenkt und was wir dagegen tun können“.

Vorgestellt wird eine Analyse der industriellen Landwirtschaft und den Auswirkungen von Intensivierung, Technisierung, Spezialisierung und Standardisierung mit dem Ziel der Leistungssteigerung durch Effizienz. Billige, weltmarktfähige Lebensmittel werden um den Preis des Tierwohls, der Umweltverschmutzung, des Höfesterben, der Selbstausbeutung der Bauern und der Abwälzung der externen Kosten auf den Steuerzahler hergestellt.

Busse benutzt nicht den Begriff der „Massentierhaltung“, sondern die Begriffe „Dichttierhaltung“ oder „Intensivtierhaltung“ drücken nach ihrer Meinung den Sachverhalt besser aus. Nicht die Masse macht es, sondern die Haltungsbedingungen für das Einzeltier.

Die Deformierung der in Jahrhunderten gewachsenen bäuerlichen Betriebsstruktur durch die Profitgier des Lebensmittelhandels und der Lebensmittelindustrie zu einseitigen, nur auf ein Produktionsziel ausgerichteten industriell bewirtschafteten Großbetrieben wird anhand der Milchproduktion, der Schweinefleischproduktion und der Hähnchenmast in einer auch für Nichtlandwirte verständlichen, dennoch wissenschaftlich begründeten, Art und Weise dargelegt. 

Ein Abschnitt ist der Rinderhaltung gewidmet: In den letzten Jahrzehnten wurden einseitige Milchrassen gezüchtet, die drei- bis viermal mehr Milch geben als vor 50 Jahren. Diese Tiere sind anfälliger gegen Krankheiten, weil das Bestreben nach Milchhöchstleistung die Körper der Kühe stark beansprucht. Zahlreiche Krankheiten am Euter, an den Klauen, den Gelenken, der Leber usw. führen dazu, dass die Kühe nur zwei bis drei Kälber bekommen und demnach nur zwei bis drei Laktationen genutzt und dann geschlachtet werden. Normal wäre ein Lebensalter von fünf bis acht Jahren und mehr. Die Aufzuchtkosten einer Färse bis zur Kuh und der Schlachtpreis für eine Kuh sind etwa gleich, sodass die Rentabilität der Milchproduktion durch die kurze Nutzungsdauer kaum beeinflusst wird. Eine Tatsache, zu der sich Frau Busse nicht ausläßt. Bullenkälber von Milchrassen sind schwer verkäuflich und werden in der Regel gleich geschlachtet oder tot geschlagen. Das Wegwerfkalb und die Wegwerfkuh sind das Ergebnis dieser nur auf Milchproduktion ausgerichteten Haltung. Zwar hat man auch in Züchterkreisen erkannt, das Gesundheit, Langlebigkeit und Fruchtbarkeit neben der Milchleistung erstrebenswerte Zuchtziele sind, aber das wurde in der breiten Landwirtschaft noch nicht wirksam. Immer mehr Michbauern müssen aufgeben, weil sie mit den niedrigen Milchpreisen nicht zurechtkommen. Oft haben die Bauern eine 70- bis 80-Stundenwoche und verdienen dennoch nicht viel mehr als ein Hartz-4-Empfänger. Effizienz beginnt heute bei mindestens 400 Kühen im Betrieb. Nur ein Drittel aller Milchviehbetriebe macht nennenswerten Gewinn. Nur am Rande wird behandelt, dass die Kühe zu Nahrungskonkurrenten der Menschen geworden sind, weil sie über das Kraftfutter, das sie für Höchstleistungen brauchen, eigentlich wie Schweine gefüttert werden. Würde der Futtermittelimport durch Eigenbedarf der Überseeländer unterbrochen, dann würde die Milchproduktion in Deutschland einbrechen.

Ähnlich ist das in der Schweinemast: Durch ein System der Vertragsmast ist es den großen Schlachtkonzernen gelungen, die Mäster von sich abhängig zu machen. Das gilt auch für die Geflügelwirtschaft. Die Bauern müssen sich für den Stallbau langfristig verschulden und sind von den Futtermittelpreisen und den anderen Betriebskosten abhängig. Bei den jetzigen Erzeugerpreisen, die von den Discountern diktiert werden, können die Bauern keine Verbesserungen der Haltungsbedingungen bezahlen, wie von den Tierschutzverbänden immer wieder gefordert wird.

Was können wir tun, um diese Auswüchse einer kapitalistischen Tierproduktion abzustellen und zur natürlichen Kreislaufwirtschaft auf lokaler Ebene zurückzukehren? Als erstes muss der Fleischkonsum auf ein Maß zurückgeführt werden, das Ernährungswissenschaftler für sinnvoll halten, also mindestens halbiert werden. Weiterhin muss die Landwirtschaft wieder auf eine multifunktionale biologische Grundlage zurückfinden. Die externen Kosten der industriellen Landwirtschaft müssen internalisiert werden. Lebensmittel dürfen nicht mehr weggeworfen werden. Lebensmittel müssen klar gekennzeichnet werden. Es werden viele Vorschläge einer alternativen Produktion und neuer Zusammenarbeit von Bauer und Konsument gegeben. Dieses Buch kann sowohl bei Bauern als auch bei Konsumenten zu neuen Fragestellungen und Einstellungen führen und sollte von möglichst vielen Bürgern gelesen werden.

Tanja Busse: Die Wegwerfkuh. Karl Blessing Verlag München, 2015. ISBN 978-3-89667-538-5


Wem gehört das Land?Der Kampf um den Boden

Rezension von Götz Brandt
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Zum „Plan B“, dem „Roten Projekt für einen sozial-ökologischen Umbau“ hat die Fraktion DIE LINKE im Bundestag begonnen, als Ergänzung und Präzisierung spezieller Themen einzelne Hefte herausgegeben. Der Zeitraum für die Politikvorschläge reicht bis zum Jahr 2050 als „Kompass für das politische Tagesgeschäft“. Es handelt sich also nicht um Vorschläge zur Ablösung des Kapitalismus durch einen wie immer gearteten Sozialismus, sondern um Politikziele für die Fraktion in den nächsten 25 Jahren. Der sich verschärfende Neoliberalismus soll durch Oppositionsarbeit gemildert werden. Das Ziel der LINKEN ist jedoch im Parteiprogramm beschlossen: „Wir brauchen ein anderes Wirtschafts- und Gesellschaftssystem: den demokratischen Sozialismus“. Der „Plan B“ strebt offenbar eher einen demokratischen Kapitalismus an, was sicherlich der noch lange andauernden Oppositionsrolle der Fraktion DIE LINKE im Bundestag geschuldet ist.

Eingeschätzt wird in diesem Heft, dass wir 2050 etwa neun Mrd. Erdenbewohner haben werden und die UNO (FAO) davon ausgeht, dass die Bodenerträge bis dahin verdoppelt werden müssen, um die Ernährung zu sichern. Festgestellt wird auch, dass sich die Bodenfruchtbarkeit und die landwirtschaftliche Nutzfläche ständig verringern, auch in Deutschland. Eine Lösung dieses Problems wird in einer erheblichen Erweiterung der Anbauflächen auf anderen Kontinenten gesehen. Der „Peak soil“ (größte globale Ausdehnung der Landwirtschaftlichen Nutzflächen) wurde aber bekanntlich bereits in den 1980er Jahren überschritten. Die Wirkungen des Klimawandels auf die Agrarproduktion sind gravierend, werden aber nicht erwähnt.

Ein aktueller Überblick wird zu „Land Grabbing“ durch Staaten und Kapitalfonds sowie zur Bodenspekulation gegeben. Die Konzentration der Produktion schreitet auch in der Landwirtschaft schnell voran. In Deutschland hatten wir 1990 noch 1.167.000 Agrarbetriebe, 2013 nur noch 285.000. Auch die Spezialisierung der Betriebe nimmt zu. Die Zahl der multifunktionalen Betriebe nimmt ab, sie sind aber die beste Grundlage für einen sozial-ökologischen Umbau, wird festgestellt. Die Vision der LINKEN ist „Wochenmarkt statt Weltmarkt“. Die Regierungspolitik orientiert dagegen auf vermehrten Export von Agrarerzeugnissen und Import von Futtermitteln nach der Maxime „Weltmarkt statt Wochenmarkt“.

Die LINKE orientiert auf Agrargenossenschaften und will diese stärken. Im Osten haben sich noch über 1.000 Genossenschaften mit durchschnittlich 1.296 ha erhalten und wirtschaften rentabler als ihre Berufskollegen im Westen, wo   das Bauernsterben weiter geht. Es gibt in den westlichen Bundesländern nur vereinzelt Zusammenschlüsse von Bauern. Erfahrungen mit der Bodenreform in Ecuador und Südafrika werden dargestellt. 

Die LINKE schlägt vor, die noch nicht verkauften Flächen der BVVG nicht weiter zu privatisieren, sondern an Bauern langfristig zu verpachten: „Bauernland statt Bankenland“. Die Bauern können die immer weiter steigenden Bodenpreise nämlich nicht mehr bezahlen, und der Boden geht derzeit vermehrt an agarfremde Eigentümer.

Zum Schluss werden die Forderungen der LINKEN aufgelistet: Beim Zugang zum Boden: Öffentliche Bodenfonds einrichten, Bodenpreise dämpfen, Transparenz herstellen, Land Grabbing verhindern. Breite Streuung des Bodeneigentums, Eigentumsverhältnisse offenlegen, Agrargenossenschaften stärken. Nicht zuletzt wird auf die notwendige Verringerung des Flächenverbrauchs für nicht landwirtschaftliche Zwecke hingewiesen – ein Problem, das bereits seit Jahrzehnten ungelöst bleibt.

Diese Broschüre zum Plan B, die sich speziell mit dem Boden befasst, lässt einige aktuelle Fragen unbeantwortet: Die Vorstellungen zur „sozial-ökologischen Bewirtschaftung von Ackerflächen“ (warum nur die und nicht auch Wiesen, Weiden, Wald, Gartenbauflächen und die Viehwirtschaft?) sollen in einem neuen Agrarstrukturgesetz Aufnahme finden, das ein Leitbild der Regionalität, der sozialen Verantwortung, der Agrarökologie und des ländlichen Tourismus beinhalten soll. Dieses erstrebenswerte Leitbild wird nicht näher beschrieben.

Die Broschüre ist eine Handlungsanleitung für die aktuelle politische Arbeit der Bundestagsfraktion, aber keine Vision zukünftiger sozial-ökologischer Verhältnisse in der Landwirtschaft. Es geht mehr um die Verhinderung von sozial und biologisch negativen Wirkungen der fortschreitenden kapitalistischen Industrialisierung in der Landwirtschaft. 

Fraktion DIE LINKE im Bundestag, Plan B konkret: Wem gehört das Land? Der Kampf um den Boden. Text: Dr. Kirsten Tackmann, Christian Rehmer, Dr. Wolfgang   


Schlusskonferenz. Geschichte und Zukunft der Klimadiplomatie

Rezension von Götz Brandt

Der Autor Nick Reimer ist Chefredakteur von klimaretter.info. In Klimafragen also ein „Insider“. Der muss man auch sein, um bei Treffen von über 25.000 akkreditierten Klimadiplomatem, Beobachtern, Vertretern von Nichtregierungsorganisationen und Journalisten, die inzwischen an den Klimakonferenzen teilnehmen, den Durchblick zu behalten. Dieses Buch hilft dem Durchschnittsbürger, der sich zwar für Klimafragen als wichtiges politisches Menschheitsthema brennend interessiert, aber in Hintergründe, Interessenlage der Kontrahenten und wissenschaftliche Erkenntnisse kaum Einblick gewinnen kann, sich zurecht zu finden, die Wahrheit zu erkennen und gesicherte Position zu beziehen. Ein Glossar hilft ihm dabei. Gerade vor dem entscheidenden Pariser Gipfel der Klimadiplomaten ist dieses Buch deshalb von unschätzbarem Wert.

Ein Vierteljahrhundert lang mühen sich die Klimadiplomaten unter Schirmherrschaft der UNO, den Kohlendioxidausstoß der 196 Vertragsstaaten durch vertragliche Regelungen zu senken, aber seit 1990 sind die Emissionen um 60 % gestiegen. Nach UNO-Prinzipien gibt es keinen Mehrheitsbeschluss auf den Konferenzen, sondern jeder einzelne Staat muss zustimmen. Da die Interessenlage so verschieden ist und die USA, um ihr Wirtschaftswachstum nicht zu gefährden, gar kein Interesse an einer Einigung haben, kommt es auch zu keinen völkerrechtlich verbindlichen Verpflichtungen, weniger Kohlendioxid auszustoßen.

Waren 1958 erst 315 Teile Kohlendioxid pro Millionen Teile Luft (ppm), stieg dieser Wert  1992 bereits auf 354 ppm, 2015 wurden erstmalig 400 ppm gemessen. Um die international anerkannte und angestrebte Erwärmungsgrenze von zwei Grad einzuhalten, darf die Schadgaskonzentration 450 ppm nicht übersteigen. Steigt der Wert auf 500 ppm, dann gibt es  eine Erwärmung um 2,5 Grad, bei 600 ppm um vier Grad. Wir können also bisher von einem katastrophalen Anstieg der Schadgaskonzentration sprechen. Einzelne Klimaforscher sind der Meinung, dass ein Stopp der Emissionen auf gegenwärtigem Niveau nicht mehr genügt, sondern Technologien gefunden werden müssen, um der Atmosphäre Kohlendioxid zu entziehen.

Die 40 Industrienationen sind die Hauptverursacher der Erwärmung des Klimas und müssten daher auch den größten Beitrag zur Rettung des Klimas leisten. Jeder Mensch hat das gleiche Recht an der Atmosphäre und dürfte nur 4,9 Tonnen Kohlendioxidäquivalent verursachen. Aber Katarer verursachen z. B. je Einwohner 40 Tonnen Schadgasausstoß, US-Bürger 20, EU-Bürger 10.

Im Buch werden die tipping points (Kippelemente) beschrieben, die den Klimawandel beschleunigen und sogar verselbständigen können: Entweicht Methan (das 25 mal klimawirksamer als Kohlendioxid ist) aus dem Permafrostboden, dann entweicht zusätzliches Schadgas; die Temperatur am Nordpol steigt dreimal so schnell wie auf den Kontinenten, wodurch der Eisschild Grönlands schmilzt und zum Anstieg des Meeresspiegels führt; das Eis auf dem arktischen Meer verschwindet, dann nimmt das „schwarze“ Meerwasser die Wärme auf; das gesamte Klimasystem der Erde verändert sich zu mehr Dürren und Taifunen. Die Erde wird zunehmend unbewohnbarer. Der Autor beschreibt ausführlich die Ursachen, warum es zu keiner Einigung zu einem Weltklimavertrag kommt und kommen kann und benennt die Streitpunkte: 

	die Ungerechtigkeit bei den globalen Klimaänderungen; 



	die starke Trennung zwischen den Verursachern und den jetzt schon hart Getroffenen;



	Ausgleichszahlungen der Industrieländer an die betroffenen Länder. Der Norden soll seine Klimaschuld bezahlen.



	Die Ablehnung von Klimaschutzmaßnahmen durch die USA als „wachstumsfeindlich“, die Kopplung des zulässigen Klimagasausstoßes an die die Einwohnerzahl eines Landes;



	die Festlegung konkreter Minderungsziele und ihre Kontrolle;



	die Uneinigkeit zu den systembedingten Ursache des Klimawandels, die im industriellen Kapitalismus liegt;



	der notwendige Abschied vom „Schmierstoff“ des Kapitalismus, den fossilen Energieträgern;



	die Verteilung von Verschmutzungsrechten und Zertifikaten und ihr Preis;



	das Ringen um den Schutz der Wälder und Landnutzungsänderungen. 





Im Laufe der Zeit entstanden immer mehr „Verhandlungsstränge“, die einer Lösung zuzuführen waren, was eine Einigung sehr erschwert.

Der Autor kommt zum Schluss, dass das Hauptproblem, verbindliche und kontrollierbare Reduktionsziele in einem Weltklimavertrag völkerrechtlich verbindlich festzuschreiben und dann auch die Reduktionen zu kontrollieren, noch nicht geklärt ist. Das Bekenntnis zum 2-Grad-Ziel, das die G-7-Konferenz wieder einmal bekräftigt hat, wird bisher nicht durch Handlungen der Regierungen realisiert, es bleibt „heiße Luft“.

Jeder Linke muss dieses Buch lesen. Warum? Die LINKE, die ja eine antikapitalistische Grundeinstellung wenigstens im Programm hat, setzt den Klimawandel in ihrer Tagespolitik so gut wie nicht auf die Tagesordnung. Die gesammelten Fakten in diesem Buch sind hervorragend geeignet, die Widersprüche der Staaten im kapitalistischen Weltsystem zu analysieren und die Auswirkungen der hemmungslosen Profitwirtschaft öffentlich zu machen. Die LINKE konzentriert sich aber bisher einseitig auf soziale Themen. Die Ausbeutung der Menschen durch das Kapital, als wichtiges soziales Thema der LINKEN, führt noch nicht zum Untergang der Menschheit, beim Klimawandel als ökologischem Thema ist das schon der Fall. Die Gefahr zukünftiger Verteilungskämpfe und Überlebenskämpfe, verursacht durch den Klimawandel, spielen in der Friedenspolitik der LINKEN so gut wie keine Rolle, wo doch die LINKE die einzige Friedenspartei im Bundestag ist. Wir haben noch zehn, vielleicht 15 Jahre Zeit zum Umsteuern, um das Chaos und die Katastrophe zu verhindern. Da sollte eine antikapitalistische Partei endlich die Fakten zur Kenntnis nehmen, entsprechende Politikvorschläge unterbreiten, aufklären und Mehrheiten gewinnen. 
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	Vgl. zum ZUG Zuppke, U. 2007: Aus der Tätigkeit des Zentrums für Umweltgestaltung (ZUG). In: Behrens, H. & Hoffmann, J. (Bearb.): Umweltschutz in der DDR. Analysen und Zeitzeugenberichte – Band 3: Beruflicher, ehrenamtlicher und freiwilliger Umweltschutz. München: 73-82.



	Das Zentrum für Umweltgestaltung hatte u.a. die Aufgabe, die von verschiedenen umweltbezogenen Kontrolleinrichtungen in der DDR etwa den Meteorologischen Dienst, die Staatliche Umweltinspektion, die Staatliche Hygieneinspektion, die Staatliche Gewässeraufsicht u.a., erhobenen „Messdaten zur Umweltbelastung zusammenzufassen, zu bewerten und daraus Analysen der Belastungssituation der Städte, Kreise und Bezirke der DDR zu erstellen, als Entscheidungsgrundlage des Ministeriums [für Umweltschutz und Wasserwirtschaft] für den Einsatz der nur minimal zur Verfügung stehenden Investitionsmittel für den Umweltschutz. Weiterhin sollte das Gefährdungspotential analysiert und es sollten Belastungsschwerpunkte verdeutlicht werden, um die schlimmsten negativen Auswirkungen auf die Bevölkerung, aber vor allem auf die Volkswirtschaft einzudämmen. Gleichzeitig sollten Argumentationshilfen für die umweltpolitischen Auseinandersetzungen in der Außenpolitik der DDR erarbeitet werden. [...] Zur gezielten Information über ausgewählte Themen des Umweltschutzes erarbeitete eine Abteilung ,Umweltinformation‘ eine Schriftenreihe ,Umweltinform‘, die in mehreren Jahrgängen erschienen ist.“; ebenda: 73 f. und 79
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